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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 
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8. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes über das Verkehrszentralregister 
(Verkehrszentralregistergesetz — VZRG) 


A. Zielsetzung 

— Beschränkung des Verkehrszentralregisters auf die Erfas- 
sung solcher Verkehrsverstöße, die besonders unfallträch- 
tig sind oder ein besonders rücksichtsloses Verhalten vor- 
aussetzen. 

— Dadurch deutlicher Abbau des hohen Registerbestandes 
(z. Z. knapp 5 Millionen Personen). 

— Wahrung der Verkehrssicherheit durch Erfassung der we- 
sentlichen Verkehrsverstöße. 

— Verhinderung örtlicher „Schwarzer Listen" neben dem Ver- 
kehrszentralregister. 


B. Lösung 

— Starke Reduzierung der Eintragung von Bußgeldentschei- 
dungen: Nur noch 15 besonders ausgewählte und einzeln 
aufgezählte Tatbestandsgruppen werden eingetragen. Die 
Aufzählung ist zusätzlich verbunden mit einer Eintragungs- 
grenze in Höhe von 100 DM; d. h. Verstöße gegen Vorschrif- 
ten, die unter die aufgezählten Gruppen fallen, werden nur 
dann eingetragen, wenn ein Bußgeld von 100 DM oder mehr 
gegen den Betroffenen verhängt worden ist; 

— Schaffung bundeseinheitlicher Eintragungsvoraussetzungen 
durch Ermächtigung des Bundesministers für Verkehr, den 
Bußgeldkatalog künftig als verbindliche Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates festzusetzen; 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 

5300 Bonn 2, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 8/3900 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


— Verkürzung und Vereinfachung der Tilgungsfristen, u. a, 
absolute Tilgungsfrist für Ordnungswidrigkeiten (d. h. in der 
Regel nach zwei, spätestens aber nach fünf Jahren werden 
Ordnungswidrigkeiten getilgt, selbst wenn zwischenzeitlich 
neue Eintragungen hinzugekommen sind) ; 

— Verbot „Schwarzer Listen" sowie Verwertungsverbot der 
getilgten und der nicht eintragungsfähigen Verstöße für die 
Zwecke des Verkehrszentralregisters; 

— Reduzierung des Eintragungsbestandes um ca. 33 v. H. auf- 
grund der Neuregelungen zu erwarten, 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Kosten für Bund, Länder und Gemeinden entstehen nicht; durqh 
die Reduzierung des Registerbestandes ist im Gegenteil mit ei- 
ner Kosteneinsparung im Bereich des Kraftfahrt-Bundesamtes 
zu rechnen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1 1 . April 1 980 

14 (34) — 920 01 — Ve 44/80 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über das Verkehrszentralregister (Verkehrszentralregistergesetz — 
VZRG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 484. Sitzung am 21. März 1980 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über das Verkehrszentralregister 
(Verkehrszentralregistergesetz — VZRG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Registerbehörde 

§ 1 

V erkehrszentralregister 

{1) Das Kraftfahrt-Bundesamt führt ein zentrales 
Register über gerichtliche und verwaltungsbehörd- 
liche Entscheidungen, die im Zusammenhang mit der 
Teilnahme am Straßenverkehr ergangen sind und 
über die davon betroffenen Personen (Verkehrs- 
zentralregister). 

(2) Die Führung und Verwertung anderer Regi- 
ster, Karteien und ähnlicher Verzeichnisse für die 
in § 11 genannten Zwecke.Jst unzulässig. Die Vor- 
schriften über das Bundeszentralregister und das 
Gewerbezentralregister bleiben unberührt. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Inhalt des Registers 

§ 2 

Inhalt des Registers 

In das Register werden eingetragen 

1. Entscheidungen von Verwaltungsbehörden (§ 3), 

2. Entscheidungen von Gerichten und Staatsanwalt- 
schaften (§ 5), 

3. nachträgliche Entscheidungen, die sich auf eine 
der in den Nummern 1 und 2 genannten Eintra- 
gungen beziehen (§§ 4 und 6), 

4. Gnadenentscheidungen und Verzichte (§ 7). 

§ 3 

Entscheidungen von Verwaltungsbehörden 

(1) In das Register sind folgende Entscheidungen 
der Verwaltungsbehörden einzutragen: 

1. rechtskräftige Entscheidungen wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 des Straßenver- 
kehrsgesetzes, wenn gegen den Betroffenen eine 
Geldbuße von mindestens einhundert Deutsche 
Mark festgesetzt worden ist wegen eines Ver- 
stoßes gegen eine Vorschrift über 


a) die Geschwindigkeit nach § 3 Abs. 1 und 3, 
§ 18 Abs. 5, § 19 Abs. 1 Satz 2 und § 41 Abs. 2 
Nr. 7 (Zeichen 274) der Straßenverkehrs- 
Ordnung, 

b) den Abstand nach § 4 Abs. 1 der Straßenver- 
kehrs-Ordnung, 

c) das Überholen nach den §§ 5, 18 Abs. 4 allein 
und in Verbindung mit einem Verstoß gegen 
§ 41 Abs. 3 Nr. 3 (Zeichen 295) und Nr. 4 
(Zeichen 296) der Straßenverkehrs-Ordnung, 

d) den Fahrstreifenwechsel nach § 7 Abs. 4 der 
Straßenverkehrs-Ordnung, 

e) die Vorfahrt durch Kraftfahrzeugführer nach 
den §§ 8 und 18 Abs. 3 der Straßenverkehrs- 
Ordnung, 

f) das Rechtsfahren, Abbiegen, Wenden und 
Rückwärtsfahren nach § 2 Abs. 1, den §§ 9 
und 18 Abs. 7 der Straßenverkehrs-Ordnung, 

g) das Einfahren und Anfahren nach den §§ 10 
und 18 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung, 

h) das Verhalten an Bahnübergängen durch 
Kraftfahrzeugführer nach § 19 der Straßen- 
verkehrs-Ordnung, 

i) das Verhalten an Haltestellen von öffentli- 
chen Verkehrsmitteln und an haltenden 
Schulbussen durch Kraftfahrzeugführer nach 
§ 20 Abs. 1,1a und 2 der Straßenverkehrs- 
Ordnung, 

j) das Verhalten an Fußgängerüberwegen 
durch Kraftfahrzeugführer nach § 26 der 
Straßenverkehrs-Ordnung, 

k) die Beachtung von Zeichen und Weisungen 
der Polizeibeamten durch Kraftfahrzeugfüh- 
rer nach § 36 der Straßenverkehrs-Ordnung, 

l) die Beachtung von Lichtzeichen durch 
Kraftfahrzeugführer nach § 37 der Straßen- 
verkehrs-Ordnung, 

m) die Beachtung des Zeichens 206 (STOP-Zei- 
chen) durch Kraftfahrzeugführer nach § 41 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b der Straßenver- 
kehrs-Ordnung, 

n) die Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 
nach § 15 d der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung und 

o) das Inbetriebsetzen eines zulassungspflich- 
tigen Fahrzeuges ohne Zulassung und 
eines betriebserlaubnispflichtigen Fahrzeu- 
ges ohne Betriebserlaubnis nach § 18 Abs. 1 
und 3 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung. 
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2. die rechtskräftige Entscheidung wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 des Straßenver- 
kehrsgesetzes, wenn gegen den Betroffenen ein 
Fahrverbot nach § 25 des Straßenverkehrsge- 
setzes angeordnet worden ist, 

3. die rechtskräftige Entscheidung wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 a des Straßenver- 
kehrsgesetzes, 

4. die unanfechtbare Versagung einer Fahrerlaub- 
nis nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des Straßenverkehrs- 
gesetzes, 

5. die unanfechtbare oder vorläufig wirksame Ent- 
ziehung einer Fahrerlaubnis nach § 4 des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes, 

6. die unanfechtbare Versagung einer Fahrlehr- 
erlaubnis, 

7. die unanfechtbare oder vorläufig wirksame 
Rücknahme und der unanfechtbare oder vor- 
läufig wirksame Widerruf einer Fahrlehrerlaub- 
nis nach § 8 des Fahrlehrergesetzes, 

8. die unanfechtbare Versagung der Verlängerung 
der Geltungsdauer einer Fahrerlaubnis zur Fahr- 
gastbeförderung nach § 15f Abs. 2 der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung, 

9. das unanfechtbare Verbot, ein Fahrzeug zu füh- 
ren, nach § 3 der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung und 

10. die unanfechtbare Aberkennung des Rechts, von 
einem ausländischen Fahrausweis Gebrauch zu 
machen, nach § 11 Abs. 2 der Verordnung über 
internationalen Kraftfahrzeugverkehr. 

(2) Wird in einer Entscheidung nach Absatz 1 
Nr. 1 angegeben, daß die Höhe der Geldbuße ledig- 
lich mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Betroffenen abweichend von dem Regel- 
satz der Geldbuße festgesetzt worden ist, der für die 
zugrundeliegende Ordnüngswidrigkeit in einer auf 
Grund des § 26 a des Straßenverkehrsgesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung über die Zumessung der 
Geldbuße (Bußgeldkatalog) vorgesehen ist, so ist 
für die Eintragung in das Register der Regelsatz der 
Geldbuße maßgebend. 

§ 4 

Nachträgliche Entscheidungen von Verwaltungs- 
behörden 

In das Register sind ferner folgende Entscheidun- 
gen der Verwaltungsbehörden einzutragen: 

1. die Erteilung einer Fahrerlaubnis nach vorange- 
gangener Versagung, Entziehung und Sperre für 
die Erteilung einer Fahrerlaubnis, 

2. die Erlaubnis,, von einem ausländischen Fahraus- 
weis wieder Gebrauch zu machen, nachdem die 
Aberkennung nach § 11 Abs. 2 der Verordnung 
über internationalen Kraftfahrzeugverkehr aus- 
gesprochen war, 

3. die Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis nach vor- 
angegangener Versagung und Rücknahme sowie 
nach vorangegangenem Widerruf und 


4. die Aufhebung des Verbots nach § 3 der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung, ein Fahrzeug zu 
führen. 

§ 5 

Entscheidungen von Gerichten und 
Staatsanwaltschaften 

(1) In das Register sind folgende Entscheidungen 
der Gerichte einzutragen: 

1. die rechtskräftige Entscheidung wegen einer 

Ordnungswidrigkeit in den in § 3 Abs, 1 Nr. 1 
bis 3 genannten Fällen, 

2. die rechtskräftige Verurteilung wegen einer 

Straftat nach § 21 des Straßenverkehrsgesetzes, 
§ 6 des Pflichtversicherungsgesetzes oder § 9 
des Gesetzes über die Haftpflichtversicherung 
für ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger, 

3. die rechtskräftige Verurteilung wegen einer 

Straftat nach den §§ 142, 315 b, 315 c oder 316 
des Strafgesetzbuches, 

4. die rechtskräftige Verurteilung wegen einer 

Straftat nach den §§ 211, 212, 213, 222, 223, 
223 a, 224, 225, 226, 230, 240, 330 a oder 330 c 
des Strafgesetzbuches, wenn sie unter Verlet- 
zung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers 
begangen worden ist, 

5. die strafgerichtliche Entscheidung, durch die in 
den Fällen der Nummern 2 bis 4 nach § 59 des 
Strafgesetzbuches mit Strafvorbehalt verwarnt, 
nach den §§60 und 233 des Strafgesetzbuches 
von Strafe abgesehen oder nach § 27 des Ju- 
gendgerichtsgesetzes die Schuld festgestellt 
worden ist, 

6. die rechtskräftige Verurteilung, bei der ein 

Fahrverbot nach § 44 des Strafgesetzbuches an- 
geordnet worden ist, 

7. die rechtskräftige Entscheidung, bei der die 

Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 69 des 
Strafgesetzbuches angeordnet worden ist, 

8. die rechtskräftige Entscheidung, bei der eine 
Sperre nach § 69 a Abs. 1 Satz 3 des Strafge- 
setzbuches angeordnet worden ist, 

9. die rechtskräftige Entscheidung, bei der das 

Recht, von einem ausländischen Fahrausweis 

Gebrauch zu machen, nach § 69 b Abs, 1 des 
Strafgesetzbuches aberkannt worden ist und 

10. die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 
nach § 1 1 1 a der Strafprozeßordnung. 

(2) Einzutragen sind ferner vorläufige Einstellun- 
gen nach § 153 a der Strafprozeßordnung sowie Ein- 
stellungen nach § 153 b der Strafprozeßordnung, 
wenn das Verfahren einer der Straftaten nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 bis 4 zum Gegenstand hat. In den Fällen 
des § 153 a der Strafprozeßordnung sind die Aufla- 
gen und Weisungen nicht mit einzutragen. 

(3) Für die Eintragung von Entscheidungen der 
Gerichte wegen einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 gilt § 3 Abs. 2 entsprechend. 
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§ 6 

Nachträgliche Entscheidungen von Gerichten 

In das Register sind ferner folgende Entscheidun- 
gen der Gerichte einzutragen; 

1. der rechtskräftige Beschluß über die vorzeitige 
Aufhebung einer Sperre für die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis nach § 69 a Abs. 7 des Strafgesetz- 
buches, 

2. der rechtskräftige Beschluß, durch den die Wie- 
deraufnahme eines Verfahrens angeordnet wird, 
das durch eine eingetragene rechtskräftige Ent- 
scheidung abgeschlossen worden ist, 

3. die rechtskräftige Entscheidung, durch die nach 
einer Verwarnung mit Strafvorbehalt in den Fäl- 
len des § 5 Abs, 1 Nr. 2 bis 4 auf die vorbehal- 
tene Strafe erkannt worden ist, 

4. die rechtskräftige Entscheidung, durch die in den 
Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 nach § 30 Abs. 1 
des Jugendgerichtsgesetzes auf Jugendstrafe er- 
kannt worden ist und 

5. die rechtskräftige Entscheidung über die Aufhe- 
bung des Verbots nach § 3 der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung, ein Fahrzeug zu führen. 

§ 7 

Gnadenentscheidungeiir Verzichte 

In das Register sind ferner einzutragen 

1. die Abänderung einer nach den §§ 3 und 5 ein- 
getragenen Entscheidung im Gnadenwege, 

2. der Verzicht auf die Fahrerlaubnis während ei- 
nes Entziehungsverfahrens und 

3. der Verzicht auf die Fahrlehrerlaubnis wäh- 
rend eines Rücknahme- und Widerrufsverfah- 

* rens. 

§ 8 

Eintragung bei Tateinheit oder Tatmehrheit 

(1) Enthält eine straf gerichtliche Entscheidung 
sowohl registerpflichtige als auch nicht register- 
pflichtige Teile, so sind nur die registerpflichtigen 
Teile einzutragen. Bei Tateinheit (§ 52 des Strafge- 
setzbuches) sowie bei einheitlicher Festsetzung von 
Maßnahmen oder Jugendstrafe nach den §§ 31, 66 
des Jugendgerichtsgesetzes unterbleibt auch die Ein- 
tragung der Strafe oder der gerichtlichen Maßnahme 
nach dem Jugendgerichtsgesetz. 

(2) Enthält eine Entscheidung wegen einer Ord- 
nungswidrigkeit sowohl registerpflichtige als auch 
nicht registerpflichtige Teile, so sind nur die regi- 
sterpflichtigen Teile einzutragen. Bei Tateinheit 
(§19 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) sind 
nur die Ordnungswidrigkeiten einzutragen, die in 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 genannt sind und für die in einer 
auf Grund des § 26 a des Straßenverkehrsgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung über die Zumessung 
der Geldbuße (Bußgeldkatalog) ein Regelsatz der 
Geldbuße von mindestens einhundert Deutsche 


Mark vorgesehen ist; die Eintragung der festgesetz- 
ten Geldbuße unterbleibt. 

§ 9 

Inhalt der Eintragung 

Einzutragen sind 

1. Name, Geburtsname, Vorname, Geburtstag, Ge- 
burtsort und Anschrift des Betroffenen, 

2. die entscheidende Stelle samt Geschäftsnum- 
mer, 

3. Ort und Zeit der Tat, 

4. der Tag des ersten Urteils oder der ersten Ent- 
scheidung sowie der Tag der Rechtskraft oder 
Unanfechtbarkeit, 

5. die rechtliche Bezeichnung der Tat unter An- 
gabe der angewendeten Vorschriften, 

6. die Geldbuße, die Haupt- und Nebenstrafen, die 
nach § 59 des Strafgesetzbuches vorbehaltene 
Strafe, die Erziehungsmaßregeln, die Zuchtmit- 
tel, die Maßregeln der Besserung und Siche- 
rung, das Absehen von Strafe, die Maßnahmen 
und die Nebenfolgen, 

7. die Angabe, ob in den Fällen des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 und des § 5 Abs. 1 Nr. 1 bei der Festset- 
zung der Geldbuße lediglich mit Rücksicht auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffe- 
nen von dem Regelsatz der Geldbuße abge- 
wichen worden ist (§ 3 Abs. 2), 

8. die für die Tat und die Entscheidung in der All- 
gemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 15 b der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vorgese- 
hene Punktzahl sowie die dafür in der Allge- 
meinen Verwaltungsvorschrift zu § 23 vorge- 
sehene Kennziffer, 

9. die Angabe, ob die Tat im Zusammenhang mit 
einem Verkehrsunfall geschehen ist, 

10. die Angabe, ob eine Fahrerlaubnis ausschließ- 
lich wegen mangelnder körperlicher oder geisti- 
ger, nicht aber charakterlichen Eignung entzo- 
gen oder aus den gleichen Gründen oder wegen 
des Nichtbestehens der Fahrerlaubnisprüfung 
versagt worden ist, 

11. die Fahrerlaubnisdaten, soweit diese festgestellt 
worden sind und 

12. die Fahrzeugart sowie das amtliche Kennzei- 
chen des bei der Tat benutzten Fahrzeugs, so- 
weit diese festgestellt worden sind. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verwertung, Übermittlung und Auskunft 
§ 10 

Datengeheimnis 

Das Kraftfahrt-Bundesamt hat sicherzustellen, daß 
die in dem Register enthaltenen personenbezogenen 
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Daten nicht unbefugt zu einem anderen als dem zu 

seiner rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehören- 
den Zweck verarbeitet oder sonst genutzt werden. 

§ 11 

Verwertung 

Die Eintragungen im Register dürfen nur 

1. für Zwecke der Strafverfolgung und der Verfol- 
gung wegen einer Ordnungswidrigkeit nach dem 
Straßenverkehrsgesetz, dem Gesetz über die Be- 
förderung gefährlicher Güter, dem Fahrlehrer- 
gesetz, dem Kraftfahrsachverständigengesetz und 
nach dem Gesetz über das Fahrpersonal im Stra- 
ßenverkehr, 

2. für das Verfahren bei Erteilung, Verlängerung 
und Entziehung einer Fahrerlaubnis einschließ- 
lich einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 
nach den Vorschriften des Straßenverkehrs ge- 
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsvorschriften, 

3. für das Verfahren bei Erteilung, Rücknahme und 
Widerruf einer Fahrlehrerlaubnis, einer Fahr- 
schulerlaubnis und einer amtlichen Anerkennung 
als Fahrlehrerausbildungsstätte nach den Vor- 
schriften des Fahrlehrergesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor- 
schriften, 

4. für das Verfahren bei Erteilung, Erneuerung, 
Rücknahme und Widerruf einer amtlichen Aner- 
kennung zum Sachverständigen oder Prüfer für 
den Kraftfahrzeugverkehr nach den Vorschriften 
des Kraftfahrsachverständigengesetzes und der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
vorschriften, 

5. für das Verfahren bei Erteilung und Rücknahme 
einer Genehmigung oder einstweiligen Erlaubnis 
für die Beförderung von Personen, bei Bestäti- 
gung der Bestellung eines Vertreters des aus- 
wärtigen Unternehmers und eines Betriebsleiters 
und bei Rücknahme und Widerruf einer solchen 
Bestätigung nach den Vorschriften des Perso- 
nenbeförderungsgesetzes und der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften, 

6. für das Verfahren bei Erteilung und Rücknahme 
einer Genehmigung für den Güterfernverkehr 
und einer Erlaubnis für den Güternahverkehr und 
bei Bestellung und Rücknahme der Bestellung 
zum Abfertigungsspediteur nach den Vorschrif- 
ten des Güterkraftverkehrsgesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor- 
schriften, 

7. für das Verfahren bei Erteilung, Verlängerung, 
Erneuerung, Rücknahme und Widerruf einer Er- 
laubnis für Luftfahrer und sonstiges Luftfahrtper- 
sonal nach den Vorschriften des Luftverkehrs ge- 
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsvorschriften, 

8. für die Vorbereitung von Rechts- und allgemei- 
nen Verwaltungsvor Schriften auf dem Gebiet des 
Straßenverkehrs und 

9. für die statistische Bearbeitung durch das Kraft- 
fahrt-Bundesamt nach den Vorschriften des Ge- 


setzes über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bun- 
desamtes 

verwertet werden. 

§ 12 

Verwertung in besonderen Fällen 

Für wissenschaftliche Zwecke darf der Inhalt von 
Eintragungen soweit er sich nicht auf eine bestimm- 
te oder bestimmbare Person bezieht, aus dem Re- 
gister übermittelt werden, wenn und soweit die Be- 
deutung des Forschungsvorhabens dies rechtfertigt. 
Sollten für die Durchführung eines solchen Vorha- 
bens personenbezogene Daten erforderlich sein, so 
dürfen diese nur übermittelt werden, wenn durch 
die Übermittlung schutzwürdige Belange des Be- 
troffenen nicht beeinträchtigt werden und die Ge- 
währ besteht, daß ein Mißbrauch der bekanntzuge- 
benden Eintragungen nicht zu befürchten ist. 

§ 13 

Übermittlung an Gerichte und Behörden 

Das Kraftfahrt-Bundesamt übermittelt den Inhalt 
der Eintragungen auf Anfrage oder von Amts we- 
gen ausschließlich an die Gerichte und Behörden, 
denen die Aufgaben nach § 1 1 obliegen. 

§ 14 

Auskunft auf Antrag des Betroffenen 

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt erteilt auf schrift- 
lichen Antrag einer Person gebührenpflichtige Aus- 
kunft über den Inhalt der sie betreffenden Eintra- 
gungen. 

(2) Der Antragsteller hat seine Identität durch 
amtliche Beglaubigung der Unterschrift und, wenn 
er als gesetzlicher Vertreter handelt, seine Vertre- 
tungsbefugnis nachzuweisen. Der beauftragte 
Rechtsanwalt hat seine Vollmacht nachzuweisen. 

§ 15 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

Ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nach § 370 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung oder nach § 95 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zugunsten 
des Verurteilten rechtskräftig angeordnet worden, 
so darf bis zum rechstkräftigen Abschluß dieses Ver- 
fahrens der Inhalt der Eintragung über die frühere 
Entscheidung nicht übermittelt und über ihn keine 
Auskunft erteilt werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Tilgung 

§ 16 

Tilgung und Löschung nach Fristablauf 

(1) Eintragungen in das Register werden nach 
Ablauf einer bestimmten Frist getilgt. 
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(2) Absatz 1 gilt nicht für eine Entscheidung, mit 
der die Erteilung einer Fahrerlaubnis für immer un- 
tersagt oder das Recht, von einem ausländischen 
Fahrausweis Gebrauch zu machen, für immer aber- 
kannt worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht für eine Entschei- 
dung, mit der die Fahrerlaubnis ausschließlich we- 
gen mangelnder körperlicher oder geistiger, nicht 
aber charakterlicher Eignung entzogen oder aus den 
gleichen Gründen oder wegen des Nichtbestehens 
der Fahrerlaubnisprüfung versagt worden ist. Die 
Eintragung über diese Entscheidung wird gelöscht, 
wenn die Fahrerlaubnis erteilt oder neu erteilt wor- 
den ist, spätestens jedoch nach Ablauf von zehn 
Jahren vom Tage der beschwerenden Entscheidung 
ab. Das gleiche gilt bei Verzicht auf die Fahrerlaub- 
nis (§ 7 Nr. 2), wenn dem Entziehungsverfahren aus- 
schließlich körperliche oder geistige, nicht aber 
charakterliche Eignungsmängel zugrunde lagen. 

(4) Eine Eintragung wird sechs Monate nach Ein- 
tritt der Tilgungsreife gelöscht. Während dieser Zeit 
darf der Inhalt der Eintragung nicht übermittelt und 
über ihn keine Auskunft erteilt werden. 

(5) Mit der Tilgung der Eintragung einer be- 
schwerenden Entscheidung sind auch die Eintra- 
gungen der nichtbeschwerenden Entscheidungen zu 
tilgen, die sich auf sie beziehen. 

§ 17 

Länge der Tilgungsfrist 

Die Tilgungsfrist beträgt 

1. zwei Jahre 

a) bei Entscheidungen wegen einer Ordnungs- 
widrigkeit nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 

b) bei Entscheidungen wegen einer Straftat nach 
den §§ 222 und 230 des Strafgesetzbuches, 
soweit nicht gleichzeitig die Entziehung der 
Fahrerlaubnis nach § 69 des Strafgesetzbu- 
ches angeordnet worden ist, 

c) bei vorläufigen Einstellungen nach § 153 a 
der Strafprozeßordnung, sowie 

d) bei Einstellungen nach § 153 b der Strafpro- 
zeßordnung, wenn das Verfahren eine Straf- 
tat nach den §§ 222 und 230 des Strafgesetz- 
buches ohne gleichzeitige Entziehung der 
Fahrerlaubnis zum Gegenstand hat, 

2. fünf Jahre 

in allen übrigen Fällen. 

§ 18 

Ablaufhemmung 

(1) Sind im Register mehrere Entscheidungen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 5, 9 und 10 und § 5 über 
eine Person eingetragen, so ist die Tilgung einer 
Eintragung erst zulässig, wenn für alle Entscheidun- 
gen die Voraussetzungen der Tilgung vorliegen. 


(2) Die Eintragung einer Entscheidung nach § 17 
Nr. 1 wird abweichend von Absatz 1 spätestens nach 
Ablauf von fünf Jahren getilgt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Eintragung einer 
Entscheidung nach § 16 Abs. 3. 

§ 19 

Beginn von Tilgungsfrist und Ablaufhemmung 

(1) Die Tilgungsfrist (§ 17) und die Ablaufhem- 
mung (§ 18) beginnen 

1. bei strafgerichtlichen Verurteilungen mit dem 
Tag des ersten Urteils; dieser Tag bleibt auch 
maßgebend, wenn 

a) eine Gesamtstrafe oder einheitliche Maß- 
nahme oder Jugendstrafe nach dem Jugend- 
gerichtsgesetz gebildet wird, 

b) nach § 30 Abs. 1 des Jugendgerichtsgesetzes 
auf Jugendstrafe erkannt wird oder 

c) eine Entscheidung im Wiederaufnahmeverfah- 
ren ergeht, die eine registerpflichtige Verur- 
teilung enthält, 

2. bei Strafbefehlen mit dem Tag der Unterzeich- 
nung durch den Richter; ist gegen den Strafbe- 
fehl Einspruch eingelegt worden, so beginnt die 
Frist mit dem Tag der auf den Einspruch erge- 
henden Entscheidung, außer wenn der Ein- 
spruch verworfen wurde, 

3. bei Entscheidungen der Gerichte nach den §§ 59, 
60 und 233 des Strafgesetzbuches und § 27 des 
Jugendgerichtsgesetzes sowie der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften nach den §§ 153 a und 
153 b der Strafprozeßordnung mit dem Tag der 
Entscheidung, 

4. bei gerichtlichen und verwaltungsbehördlichen 
Bußgeldentscheidungen sowie bei anderen Ver- 
waltungsentscheidungen mit dem Tag der be- 
schwerenden Entscheidung und 

5. bei Verzichten auf die Fahrerlaubnis und auf die 
Fahrlehrerlaubnis mit dem Tag des Zugangs der 
Verzichtserklärung bei der zuständigen Behörde. 

(2) Bei der Versagung oder Entziehung der Fahr- 
erlaubnis wegen mangelnder charakterlicher Eig- 
nung beginnt abweichend von Absatz 1 die Tilgungs- 
frist mit dem Tag der Erteilung oder der Neuertei- 
lung der Fahrerlaubnis, spätestens jedoch nach Ab- 
lauf von fünf Jahren vom Tage der beschwerenden 
Entscheidung ab. Für den Zeitraum vom Tage der 
beschwerenden Entscheidung an bis zum Beginn der 
Tilgungsfrist nach Satz 1 findet § 18 Abs. 2 keine 
Anwendung. 

§ 20 

Löschung in besonderen Fällen 

(1) Die Eintragung wird gelöscht, wenn 

1. die Rechtsfolge einer Entscheidung im Gnaden- 
wege beseitigt, 

2. eine gerichtliche Entscheidung über die vorläu- 
fige Entziehung der Fahrerlaubnis aufgehoben. 
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3. eine Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
rechtskräftig aufgehoben, 

4. eine Entscheidung im Wiederaufnahmeverfahren 
rechtskräftig aufgehoben, 

5. eine Entscheidung nach den §§ 86 oder 102 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig aufgehoben und 

6. nach einer vorläufigen Einstellung nach § 153 a 
der Strafprozeßordnung dem Verfahren Fortgang 
gegeben 

worden ist. 

(2) Wird die vorläufige Entziehung der Fahrer- 
laubnis nicht aufgehoben, so ist ihre Eintragung 
erst zusammen mit dem Vermerk über die rechts- 
kräftige Entscheidung zu löschen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Verwertungsverbot 

§ 21 

Verwertungsverbot getilgter Eintragungen 

Ist die Eintragung über eine Entscheidung im Re- 
gister getilgt oder gelöscht worden oder ist sie zu 
tilgen oder zu löschen, so dürfen die Tat und die 
Entscheidung dem Betroffenen für die in § 11 ge- 
nannten Zwecke nicht mehr vorgehalten und nicht 
zu seinem Nachteil verwertet werden. Die Vor- 
schriften des Bundeszentralregistergesetzes über die 
Verwertung der im Bundeszentralregister eingetra- 
genen Entscheidungen bleiben unberührt. 

§ 22 

Verwertungsverbot nicht registerpflichtiger 
Entscheidungen 

Bei Verwarnungen (§ 56 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) und bei Entscheidungen über 
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Straßenver- 
kehrsgesetzes, soweit diese nicht in das Register 
einzutragen sind, dürfen die Tat, die Verwarnung 
und die Entscheidung dem Betroffenen für die in § 1 1 
Nr. 2 bis 9 genannten Zwecke nicht vorgehalten und 
nicht zu seinem Nachteil verwertet werden. Die 
Vorschriften der Gewerbeordnung über die Verwer- 
tung der im Gewerbezentralregister eingetragenen 
Entscheidungen bleiben unberührt, 

SECHSTER ABSCHNITT 
Mitteilungen zum Register 

§ 23 

Mitteilungspflicht und Angabe der 
Eintragungsfähigkeit 

(1) Die Gerichte und Behörden teilen dem Kraft- 
fahrt-Bundesamt die einzutragenden Entscheidungen 


und Feststellungen, die in § 9 genannten Tatsachen 
sowie die in § 20 genannten Entscheidungen mit. 
Die Mitteilungspflicht der Gerichte umfaßt nicht die 
nach § 9 Nr. 8 einzutragende Punktzahl. 

(2) Zur Mitteilung ist die entscheidende Stelle 
verpflichtet, soweit nicht nach Landesrecht eine 
andere Regelung getroffen worden ist. 

(3) Wird die Geldbuße für die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 
genannten Ordnungswidrigkeiten lediglich mit 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betroffenen abweichend von dem Regelsatz der 
Geldbuße festgesetzt, der für die zugrunde liegende 
Ordnungswidrigkeit in einer auf Grund des § 26 a 
des Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnung über die Zumessung der Geldbuße (Buß- 
geldkatalog) vorgesehen ist, so ist dies in der Ent- 
scheidung anzugeben. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Ermächtigung, Übergangs- und 
Sdilußvorsdiriften 

§ 24 

Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltungs- 
vorschriften 

Der Bundesminister für Verkehr kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften erlassen, soweit sie sich an Gerichte 
und Staatsanwaltschaften richten im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Justiz. Der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf es nicht, soweit die allge- 
meinen Verwaltungs Vorschriften an das Kraftfahrt- 
Bundesamt gerichtet sind. 

§ 25 

Kosten 

(1) Für die Auskunftserteilüng nach § 14 werden 
Kosten (Gebühr und Auslagen) erhoben. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates die Höhe der Gebühr nach Absatz 1. Sie ist 
so zu bemessen, daß der mit der Auskunftserteilung 
verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt 
wird. 

§ 26 

Löschung und Tilgung vorhandener Eintragungen 

(1) Die bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes vor- 
handenen Eintragungen werden gelöscht, soweit sie 
nach diesem Gesetz nicht einzutragen wären. 

(2) § 16 Abs. 1, 2, 4 und 5, die §§ 17 bis 18 
Abs. 2, § 19 Abs. 1 und § 20 finden auf vorhandene 
Eintragungen Anwendung. 

(3) Der Inhalt der nach Absatz 1 zu löschenden 
und nach Absatz 2 zu tilgenden Eintragungen darf 
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nicht mehr übermittelt, und über ihn darf keine Aus- 
kunft mehr erteilt werden, 

§ 27 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Das Straßenverkehrsgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9231 — 1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz vom 3. August 1978 (BGBl. I 
S. 1177), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 24 b wird folgender § 24 c eingefügt: 

„§24c 

Verantwortung für den Betrieb von Fahrzeugen 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig als Halter eines Fahrzeugs die In- 
betriebnahme anordnet oder zuläßt, obwohl im 
bekannt ist oder bekannt sein muß, daß der Füh- 
rer nicht zur selbständigen Leitung geeignet oder 
das Fahrzeug, der Zug, das Gespann, die Ladung 
oder die Besetzung nicht vorschriftsmäßig ist 
oder daß die Verkehrssicherheit des Fahrzeugs 
durch die Ladung oder die Besetzung leidet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu dreitausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden." 

2. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei Ordnungs Widrigkeiten nach § 24, die im 
Straßenverkehr begangen werden, und bei 
Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 24 a und 
24 c ist Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten die Behörde oder Dienststelle 
der Polizei, die von der Landesregierung 
durch Rechtsverordnung näher bestimmt 
wird." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Die Verfolgung von Ordnungswidrig- 
keiten nach den §§ 24 und 24 c verjährt in 
drei Monaten." 

3. Nach § 26 wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26 a 

Bußgeldkatalog 

Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
und allgemeine Verwaltungsvorschriften über die 
Zumessung der Geldbuße (§ 17 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten) wegen einer Ordnungs- 
widrigkeit nach den §§ 24 und 24 a und 24 c sowie 
über die Anordnung des Fahrverbots nach § 25 


wegen einer Ordnungswidrigkeit nach den §§24 
und 24 a. Soweit bei bestimmten Ordnungswid- 
rigkeiten im Hinblick auf ihre Häufigkeit und 
Gleichartigkeit eine möglichst gleichmäßige Be- 
handlung angezeigt ist, soll durch Rechtsverord- 
nung näher bestimmt werden, in welchen Fällen, 
unter welchen Voraussetzungen und in welcher 
Höhe die Geldbuße festgesetzt und das Fahrver- 
bot angeordnet werden soll." 

4. Der Abschnitt IV {§§ 28 bis 30) wird aufgehoben. 

(2) § 50 Abs. 2 des Gesetzes über das Zentralregi- 
ster und das Erziehungsregister in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Juli 1976 (BGBl. I S. 2005) 
erhält folgende Fassung: 

„ (2) Abweichend von § 49 Abs. 1 darf eine frü- 
here Tat ferner berücksichtigt werden, solange die 
Verurteilung wegen dieser Tat nach den Vorschrif- 
ten des Verkehrszentralregistergesetzes vom . . . 
(BGBl. IS...) verwertet werden darf." 

(3) § 149 Abs. 2 Satz 2 der Gewerbeordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 
1978 (BGBl. I S. 97), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz vom 12. Februar 1979 (BGBl. I S. 149), erhält 
folgende Fassung: 

„Von der Eintragung sind Entscheidungen und Ver- 
zichte ausgenommen, die nach dem Verkehrszentral- 
registergesetz vom . . . (BGBl. IS. . .) in das Ver- 
kehrszentralregister einzutragen sind." 

(4) § 2 Nr. 4 a des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. August 1951 (BGBl. I 

5. 488), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
22. Dezember 1971 (BGBl. I S. 2086), erhält folgende 
Fassung: 

„4a. die Führung des Verkehrszentralregisters nach 
dem Verkehrszentralregistergesetz vom ... 
(BGBl. IS...);". 

(5) Die §§ 13 bis 13 b, 13 d und 69 a Abs. 5 Nr. 3 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 
1974 (BGBl. I S. 3193, 1975 I S. 848), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung vom 15. Januar 1980 
(BGBl. I S. 37), werden aufgehoben. 

§ 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Das Gesetz enthält eine umfassende Neuordnung 
der bisher in den §§ 28 bis 30 StVG, §§ 13 bis 13 d 
StVZO und den dazu erlassenen Verwaltungsvor- 
schriften enthaltenen Regelungen über die Eintra- 
gung und Tilgung straßenverkehrsrechtlicher Ent- 
scheidungen im Verkehrszentralregister. 

Ziel des Gesetzes ist es, im Verkehrszentralregister 
nur noch die für das Unfallgeschehen wesentlichen 
sowie für die Beurteilung der Fahreignung aussage- 
fähigen Verkehrsverstöße zu erfassen, aus denen die 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit erforder- 
lichen Maßnahmen abgeleitet werden können. 

Die Zusammenfassung der Vorschriften in einem Ge- 
setz dient dabei der Rechtsklarheit. 

Die bisher geltende Regelung hat zu einem auffälli- 
gen Mißverhältnis zwischen Aufwand und Erfolg ge- 
führt, das insbesondere in dem starken Anwachsen 
des Registerbestandes zum Ausdruck kommt. 

Während im Jahre 1970 erst 3,3 Millionen Personen 
registriert waren, ist der Eintragungsbestand bis 
Ende des Jahres 1978 bereits auf 4,9 Millionen Per- 
sonen angestiegen. Dies sind fast ein Viertel aller 
Führerscheinbesitzer. 

Die Zahl der eingetragenen Entscheidungen von Ge- 
richten, Bußgeldstellen und Verwaltungsbehörden 
erhöhte sich im gleichen Zeitraum von ca. 5 Millio- 
nen auf 9,6 Millionen. Anzeichen für eine Änderung 
dieser Tendenz sind nicht zu erkennen. 

Zum Teil liegen die Gründe für diese Entwicklung 
zwar im starken Ansteigen des Kraftfahrzeugbestan- 
des und in der Intensivierung der Verkehrskontrol- 
len; im Verhältnis zu der Zunahme der Eintragungen 
im Verkehrszentralregister ist jedoch im gleichen 
Zeitraum die Entwicklung der Zahl der Straßenver- 
kehrsunfälle weitaus günstiger verlaufen. 

Dies verdeutlicht, daß bisher im Verkehrszentral- 
register auch Daten registriert wurden, die mit der 
Verkehrssicherheit nicht in unmittelbare Beziehun- 
gen gebracht werden können. 

Das Gesetz stellt daher die Verdichtung des Regi- 
sters durch Reduzierung der Eintragungen und Kon- 
zentrierung auf wesentliche und fahreignungsrele- 
vante Verkehrs Verstöße in den Vordergrund, ohne 
die Verkehrssicherheit zu gefährden. 

Die Verkehrsminister der Länder haben dieser Ziel- 
setzung auf der Verkehrsministerkonferenz vom 
7. Juni 1979 grundsätzlich zugestimmt; sie stimmten 
überein, daß der Eintragungsbestand abgebaut wer- 
den sollte; dabei müsse jedoch die Verkehrssicher- 
heit gewährleistet bleiben. 

Zur Erreichung des angestrebten Ziels werden die 
Eintragungen erheblich eingeschränkt. Es werden 
nicht mehr wie bisher alle, sondern nur noch be- 


stimmte Verkehrsverstöße eingetragen, die im Ge- 
setz einzeln aufgezählt sind. 

Durch die Enumeration wird die Eintragung von 
Deliktsbereichen vermieden, die für die Zwecke des 
Registers nicht benötigt werden (z. B. Verstöße 
gegen das Sonntagsfahrverbot für Lastkraftwagen 
etc.). 

Die große Bandbreite aller denkbaren eintragungs- 
würdigen Begehungsformen ist jedoch allein durch 
enumerative Aufzählung im Gesetz nicht abschlie- 
ßend darstellbar. 

Daher kommt als zusätzliche Eintragungsvorausset- 
zung die Höhe der jeweils verhängten Geldbuße (ab 
100 DM) hinzu. Die Eintragung eines Verkehrsver- 
stoßes erfolgt also nur dann, wenn er zu einer der 
im Gesetz aufgezählten Deliktsgruppen gehört und 
im Einzelfall eine Geldbuße von 100 DM oder mehr 
festgesetzt worden ist. 

Durch die Eintragungsgrenze ab 100 DM wird ver- 
mieden, daß leichte Fälle aus den aufgezählten De- 
liktsgruppen erfaßt werden, die wegen ihrer gerin- 
gen Bedeutung für die Zwecke des Registers nicht 
eingetragen werden sollen. 

Um hier einheitliche Voraussetzungen für die Ein- 
tragung in das Register zu schaffen, werden die bis- 
her in unverbindlichen Bußgeldkatalogen der Län- 
der enthaltenen Regelsätze der Geldbuße künftig 
durch bundeseinheitlich verbindliche Rechtsverord- 
nung festgelegt. Die hierzu erforderliche Ermächti- 
gungsgrundlage wird durch den neuen § 26 a StVG 
(s. § 27 Abs. 1 Nr. 3 des vorl. Gesetzes) geschaffen. 

Bei der Ausfüllung dieser Ermächtigungsgrundlage 
durch einen bundeseinheitlichen Bußgeldkatalog ist 
nicht daran gedacht, die bisher von den Ländern 
empfohlenen Regelsätze der Geldbuße generell zu 
erhöhen. Da die Verhaltensweisen, die in beson- 
derer Weise das Unfallgeschehen bestimmen, bzw. 
in denen sich ein besonders rücksichtsloses Verhal- 
ten offenbart, bereits zum allergrößten Teil nach den 
z. Z. angewendeten Bußgeldkatalogen mit Regelsät- 
zen von 100 DM oder mehr belegt werden, wäre 
eine generelle Anhebung der Regelsätze von der 
Sache her nicht geboten; sie würde vielmehr die 
Zielsetzung des Gesetzes, eine Beschränkung der 
Eintragungen zu erreichen, ins Gegenteil verkehren. 

Neben der Neufassung des Bußgeldkataloges ist es 
notwendig, auch das sog. Punktsystem für Kraftfah- 
rer (Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 15 b 
StVZO) möglichst bald an die veränderte Gewich- 
tung des Registerbestandes anzupassen. 

Nicht mehr in das Register eingetragen werden 
künftig die sog. „Halterdelikte", d. h. Verstöße gegen 
die einem Kraftfahrzeughalter hinsichtlich des Zu- 
standes seines Fahrzeuges obliegenden Pflichten. Da- 
zu zählen z. B. die Inbetriebnahme eines Fahrzeuges 
mit technischen Mängeln, unter Überschreitung der 
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zulässigen Abmessungen, Achslasten oder bei Über- 
ladung. Auf die Eintragung dieser Verstöße wurde 
verzichtet, weil sie über die Fahreignung des Be- 
troffenen zu wenig aussagen. 

Auch das Führen eines Fahrzeugs mit den genannten 
Mängeln wird nicht mehr eingetragen, zumal im ge- 
werblichen Bereich, der hier im wesentlichen ange- 
sprochen ist, die Fahrer aufgrund ihrer wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit oft nicht in voller Entschei- 
dungsfreiheit handeln. Das Gesetz sieht deshalb 
eine deutliche Anhebung des Bußgeldrahmens für 
Halterverstöße von 1000 DM auf 3000 DM vor. 

Außerdem werden künftig die entsprechenden Ver- 
stöße gewerblicher Halter gern. § 149 Abs. 2 Nr. 3 
der Gewerbeordnung in das Gewerbezentralregister 
eingetragen, so daß die Möglichkeit besteht, diese 
Verstöße im Rahmen der gewerberechtlichen Zuver- 
lässigkeitsprüfung mit zu berücksichtigen. 

Die Anhebung der Eintragungsgrenze auf Geldbußen 
ab 100 DM wirft die Frage nach einer entsprechen- 
den Anhebung der Verwarnungsgeldgrenze, die z. Z. 
bei 40 DM liegt, auf. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt nicht, den Verwarnungsgeldbereich über 40 DM 
hinaus auszudehnen. Zwar geht das Gesetz davon 
aus, daß Verstöße, die mit Geldbußen von 40 DM 
bis 100 DM geahndet werden, für die Zwecke des 
Registers vernachlässigt werden können-, dies be- 
deutet jedoch nicht, daß diese Verstöße als „gering- 
fügig" im Sinne des § 56 OWiG anzusehen sind. Ihre 
Abmahnung im förmlichen Bußgeldverfahren wird 
daher beibehalten. 

Die Eintragung von Strafurteilen wird ebenfalls ein- 
geschränkt; eingetragen werden nur noch Straftaten, 
in denen die Verletzung der Pflichten als Kraftfahr- 
zeugführer besonders deutlich zutage tritt (insbeson- 
dere Trunkenheit am Steuer, Fahren ohne Fahr- 
erlaubnis, Straßenverkehrsgefährdung, unerlaubtes 
Entfernen vom Unfallort, etc.). 

Bei der Eintragung von Verwaltungsentscheidungen 
bleibt es dagegen im wesentlichen bei der geltenden 
Regelung. Eingetragen werden insbesondere die 
Versagung und Entziehung der Fahrerlaubnis, die 
Anordnung von Fahrverboten, etc. 

Die Zweckbestimmung des Registers als Entschei- 
dungsgrundlage für Justiz- und Bußgeldbehörden 
zur Bemessung der Straf- bzw. Bußgeldhöhe bei Wie- 
derholungstätern und für Straßenverkehrsbehörden 
zur Vorbereitung von Verwaltungsentscheidungen 
— insbesondere Begutachtung der Eignung im Fahr- 
erlaubnisentziehungsverfahren — sowie als Ent- 
scheidungsgrundlage zur Vorbereitung von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, bleibt bei der Neu- 
regelung voll erhalten, da die erheblichen Verkehrs- 
zuwiderhandlungen weiterhin eingetragen werden. 

Aufgrund der vorgesehenen Konzentrierung ist so- 
gar mit einer Erhöhung der individualpräventiven 
Wirkung des Registers zu rechnen. 

Eine Gefährdung der Verkehrssicherheit durch den 
Wegfall der Eintragungsandrohung für die Ord- 
nungswidrigkeiten unterhalb der Eintragungsgrenze 
ist nicht zu erwarten; die ständig steigenden Ein- 
tragungszahlen in der Vergangenheit haben viel- 


mehr gezeigt, daß die generalpräventive Wirkung 
des Registers ohnehin gering einzuschätzen ist. 

Das Gesetz enthält ferner eine umfassende Neurege- 
lung der Tilgungsbestimmungen. Diese beruhen auf 
dem Gedanken der Bewährung; d. h. die Eintragung 
über eine Verkehrszuwiderhandlung kann dann ge- 
tilgt werden, wenn der Betroffene über einen gewis- 
sen Zeitraum ohne erneute Verkehrsverstöße am 
Straßenverkehr teilgenommen und sich dadurch be- 
währt hat. 

Die Neuregelung der Tilgungsfristen trägt diesem 
Gedanken Rechnung: durch Verkürzung und Verein- 
fachung wird die Bewährungszeit auf das notwen- 
dige Maß beschränkt. 

Es gelten nur noch zwei Fristen: 

zwei Jahre für Ordnungswidrigkeiten sowie fahr- 
lässige Körperverletzung und Tötung, fünf Jahre für 
alle übrigen Eintragungen. 

Das Prinzip der gegenseitigen Tilgungshemmung 
durch neu hinzukommende Verstöße wird grund- 
sätzlich beibehalten; für Ordnungswidrigkeiten so- 
wie fahrlässige Körperverletzung und Tötung jedoch 
mit der Einschränkung, daß die Eintragungen über 
diese Verstöße spätestens nach fünf Jahren getilgt 
werden. 

Dieser Zeitraum ist für die Eignungsbegutachtung 
ausreichend; ein weiteres „Mitschleppen" länger zu- 
rückliegender Ordnungswidrigkeiten ist unter dem 
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit der Mittel 
nicht geboten. 

Das Gesetz trägt ferner dem Gedanken der Bewäh- 
rung auch insoweit Rechnung, als die Tilgungsfrist 
für Eintragungen über die Entziehung der Fahr- 
erlaubnis erst mit deren Wieder- bzw. Neuerteilung 
zu laufen beginnt, da in der Zeit der Entziehung eine 
Bewährung durch zulässige Teilnahme am motori- 
sierten Straßenverkehr nicht- stattfinden kann. 

Schließlich enthält das Gesetz ein — bisher noch 
nicht gesetzlich fixiertes — umfassendes Verwer- 
tungsverböt für getilgte und tilgungsreife Entschei- 
dungen. 

Einem ähnlichen Verwertungsverbot für die im Ge- 
setz genannten Zwecke des Registers unterliegen 
darüber hinaus auch alle verkehrsrechtlichen Ent- 
scheidungen, die nicht in das Register einzutragen 
sind. 

D^mit, sowie durch die ausdrückliche Bestimmung in 
§ 1 Abs. 2, wird klargestellt, daß das Verkehrszen- 
tralregister die allein maßgebliche Erfassungs- und 
Auskunftsstelle für straßenverkehrsrechtliche Ent- 
scheidungen ist und sog. „schwarze Listen" für die 
im Gesetz genannten Zwecke nicht geführt werden 
dürfen. 

Auch die Verwertung der eintragungsfähigen Ver- 
stöße durch das Kraftfahrt-Bundesamt sowie die be- 
rechtigten Behörden und Gerichte ist im einzelnen 
gesetzlich geregelt; insbesondere im Hinblick auf 
den erforderlichen Schutz der personenbezogenen 
Daten vor unzulässiger Weitergabe, Übermittlung, 
etc. 
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Kosten für Bund, Länder und Gemeinden entstehen 
nicht; durch die Reduzierung des Registerbestandes 
ist im Gegenteil mit einer Kosteneinsparung im Be- 
reich des Kraftfahrt-Bundesamtes zu rechnen. 


11. Einzelvorschriften 

§ 1 {Verkehrszentralregister) 

Die Vorschrift verdeutlicht die Zuständigkeit des 
Kraft fahrt- Bundesamtes zur Führung des Verkehrs- 
zentralregisters (s. § 2 Nr. 4 a des Gesetzes über die 
Errichtung des Kraftfahrt-Bundesamtes). 

Absatz 2 stellt sicher, daß das Verkehrszentralregi- 
ster die allein maßgebliche Erfassungs- und Aus- 
kunftsstelle für verkehrsrelevante Entscheidungen 
bleibt. Weder dürfen auf örtlicher Ebene sog. 
„schwarze Listen" neben dem Verkehrszentralregi- 
ster geführt werden, noch dürfen zulässigerweise ge- 
führte Nachweislisten und Register (z. B. Inkasso- 
listen, Tätigkeitsnachweise, etc.), die anderen Zwek- 
ken als das Verkehrszentralregister dienen und da- 
her nicht verboten werden können, für die in § 11 
genannten Zwecke ausgewertet werden. 

§ 2 (Inhalt des Registers) 

Zur besseren Lesbarkeit des Gesetzes wird den Ein- 
tragungsbestimmungen eine Inhaltsübersicht voran- 
gestellt. 

§ 3 (Entscheidungen von Verwaltungsbehörden) 

— Absatz 1 Nr. 1 enthält die enumerative Aufzäh- 
lung der einzutragenden Verkehrsordnungswid- 
rigkeiten, gekoppelt an eine Eintragungsgrenze 
von 100 DM. Die Aufzählung ist beschränkt auf 
15 Gruppen von Verkehrsordnungswidrigkeiten, 
die sowohl an der Spitze der Unfallursachensta- 
tistik stehen als auch einen unmittelbaren Bezug 
zum Führen von Kraftfahrzeugen haben. 

Die Aufstellung eines abschließenden Katalogs 
der einzutragenden bzw. nicht einzutragenden 
Verstöße im Gesetz ohne zusätzliches Abstellen 
auf die Höhe des Bußgeldes erwies sich dagegen 
als undurchführbar; ein solcher Katalog würde 
schon durch seinen Umfang den Rahmen eines 
Gesetzes sprengen. 

Orientiert an den Regelsätzen der bisher gelten- 
den Bußgeldkataloge — die auch künftig grund- 
sätzlich beibehalten werden — stellt die auf 
100 DM { — von bisher über 40 DM — ) angeho- 
b’ene Eintragungsgrenze sicher, daß aus den auf- 
gezählten Tatbestandsgruppen nur die Fälle in 
das Register eingetragen werden, die einen hohen 
Grad von abstrakter oder konkreter Gefährdung 
beinhalten oder besondere Verantwortungslosig- 
keit voraussetzen. 

Ausgehend von der Zielsetzung der Neuregelung 
wurde auf die Erfassung der bisher registrierten 
Ordnungswidrigkeiten nach dem Fahrlehrerge- 
setz und dem Kraftfahrsachverständigengesetz 


verzichtet, da es sich dabei um Verstöße handelt, 
die keinen Bezug zum Führen von Kraftfahrzeu- 
gen haben. Ihre zentrale Registrierung ist auch 
deshalb nicht erforderlich, weil die betreffenden 
Ordnungswidrigkeiten regelmäßig am Ort der 
Niederlassung begangen werden, so daß ein In- 
formationsverlust bei der Aufsichts- oder Geneh- 
migungsbehörde nicht zu befürchten ist. 

— Unabhängig von der Höhe des verhängten Buß- 
geldes werden nach Absatz 1 Nr. 2 alle Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 24 StVG eingetragen, 
wenn wegen der besonderen Umstände des Ver- 
stoßes ein Fahrverbot nach § 25 StVG angeordnet 
worden ist. 

— Nach Nummer 3 werden auch die Ordnungswid- 
rigkeiten nach § 24 a StVG {0,8-Promille-Grenze) 
unabhängig von der Höhe der Geldbuße oder von 
der Anordnung eines Fahrverbotes eingetragen, 
weil die Kenntnis der Alkoholdelinquenz in je- 
dem Falle für die Eignungsbeurteilung von Be- 
deutung ist. 

— Die Nummern 4 bis 10 enthalten die bisher in 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 aufgeführten Verwaltungsent- 
scheidungen, wobei die nachträglichen Entschei- 
dungen zur besseren Lesbarkeit in § 4 zusam- 
mengefaßt sind. 

Die Versagung und die Rücknahme von Entschei- 
dungen nach dem Güterkraftverkehrsgesetz und 
dem Personenbeförderungsgesetz werden nicht 
mehr in das Verkehrszentralregister, sondern ge- 
mäß § 149 GeWO in das Gewerbezentralregister 
eingetragen. 

— Die Regelung des Absatzes 2 wurde aufgrund der 
Anhebung der Eintragungsgrenze auf 100 DM 
notwendig. Da es sich bei den danach noch ein- 
zutragenden Verkehrsverstößen regelmäßig nicht 
um geringfügige Ordnungswidrigkeiten handelt, 
sind gemäß § 17 Abs, 3 OWiG auch die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Täters bei der Be- 
messung der Geldbuße zu berücksichtigen. Dies 
kann im Einzelfall dazu führen, daß die Eintra- 
gungsgrenze bei der Festlegung des Bußgeldes 
nur deswegen über- bzw. unterschritten wird, 
weil der Täter besonders wohlhabend bzw. in 
einer schlechten wirtschaftlichen Lage ist. Die 
Regelung des Absatzes 2 stellt sicher, daß die 
Eintragung in das Register unabhängig von die- 
sen persönlichen Besonderheiten erfolgt. 

§ 4 (Nachträgliche Entscheidungen von 
V erwaltungsbehörden) 

Die Erfassung der nachträglichen Verwaltungsent- 
scheidungen im Register stellt eine lückenlose Über- 
sicht über den Stand der Fahrerlaubnis bzw. Fahr- 
lehrerlaubnis für die Verwaltungsbehörden sicher. 

§ 5 (Entscheidungen von Gerichten und Staatsan- 
waltschaften) 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem bis- 
herigen § 13 Abs, 1 Nr. 2 StVZO. Um auch bei der 
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Eintragung strafgerichtlicher Entscheidungen eine 
Beschränkung auf die Straftaten zu erreichen, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Führen von 
Kraftfahrzeugen stehen, sind die entsprechenden 
Strafvorschriften abschließend aufgezählt. 

Die bisher geltende Formulierung „Straftaten, wenn 
sie im Zusammenhang mit der Teilnahme am Stra- 
ßenverkehr begangen worden sind", hat sich als zu 
weitgehend erwiesen; die Gerichte haben in der Ver- 
gangenheit z. T. auch Straftaten (wie z. B. Beleidi- 
gung, Notzucht, etc.) mitgeteilt, die keinen Rück- 
schluß auf die Fahreignung des Täters zulassen. In 
Nummer 4 wird daher die Eintragung der dort auf- 
geführten Straftaten, die nicht schon von vorneher- 
ein einen unmittelbaren Bezug zur Teilnahme am 
Straßenverkehr haben (wie etwa §§ 315 b, 315 c, 
316 StGB), davon abhängig gemacht, daß sie unter 
Verletzung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers 
begangen worden sind. 

— Die Vorschrift der Nummer 5 stellt klar, daß auch 
die Entscheidungen nach den §§ 59, 60, 233 StGB, 
§ 27 JGG in das Register eingetragen werden, da 
die Gründe, die das Gericht in diesen Fällen zu 
einem Absehen von Strafe bewegen, angesichts 
des reinen Sicherungszweckes des Registers keine 
Bedeutung für die Eintragung haben können. Das 
Absehen von Strafe nach § 315 b Abs. 6 StGB 
wird dagegen nicht eingetragen, da der Täter in 
diesen Fällen die zunächst geschaffene Gefahr 
freiwillig abgewendet hat. Würde eine solche Tat 
dennoch eingetragen, könnte dies allgemein die 
Bereitschaft zu tätiger Reue beeinträchtigen. 

Nicht mehr eingetragen wird ferner die Beseiti- 
gung des Strafmakels nach den §§97 und 100 JGG 
sowie deren Widerruf. Grund für die richterliche 
Entscheidung ist in diesen Fällen die Überzeu- 
gung, „daß sich ein zu Jugendstrafe verurteilter 
Jugendlicher durch einwandfreie Führung als 
rechtschaffener Mensch erwiesen hat" (§ 97 Abs. 1 
JGG); in der Beseitigung des Strafmakels findet 
dann der Resozialisierungsgedanke seinen unmit- 
telbaren Ausdruck. Eine Eintragung dieser Ent- 
scheidung in das Verkehrszentralregister hätte 
aber nur dann Sinn, wenn sie gleichzeitig eine 
Verkürzung der Tilgungsfristen oder eine vor- 
zeitige Tilgung bewirken würde. Der Eintragung 
und Tilgung (s. dort) von strafgerichtlichen Ent- 
scheidungen im Verkehrszentralregister liegt je- 
doch vorrangig der Sicherungsgedanke (Schutz 
der Verkehrssicherheit durch rechtzeitiges Erken- 
nen gefährlicher Kraftfahrer) zugrunde. Hat ein 
Jugendlicher eine so schwere Verkehrsstraftat 
begangen, daß auf Jugendstrafe erkannt worden 
ist — was ohnehin außerordentlich selten der Fall 
sein dürfte — so kann auf die Kenntnis dieser 
Straftat während der Dauer der üblichen Til- 
gungsfrist auch dann nicht verzichtet werden, 
wenn der Betroffene sich allgemein gut führt. 

Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Er- 
kenntnis, daß Jugendliche und Heranwachsende 
aufgrund ihrer hohen Risikobereitschaft deutlich 
überproportional an Unfällen beteiligt sind. Es 
besteht daher kein Anlaß, bei der Eintragung und 


Tilgung im Verkehrszentralregister zwischen Er- 
wachsenen und Jugendlichen zu unterscheiden, 
zumal die Eintragungen nur für die in § 11 ab- 
schließend aufgezählten Zwecke verwertet wer- 
den dürfen, so daß eine allgemein diskriminie- 
rende Wirkung der Eintragung (wie z. B. durch 
Aufnahme in ein Führungszeugnis) nicht zu be- 
fürchten ist. 

— Absatz 2 regelt die Eintragung von Einstellungen 
nach § 153 a StPO (bisher geregelt in § 13 Abs. 1 
Nr. 3 a StVZO) und nach § 153 b StPO, Durch Ver- 
weisung auf die gesamten §§ 153 a und 153 b 
StPO wird deutlich, daß als Einstellung auch das 
Absehen von der Erhebung der öffentlichen 
Klage durch die Staatsanwaltschaft gilt. Dies gilt 
auch für die anderen Vorschriften dieses Geset- 
zes, in denen auf Einstellungen nach § 153 a oder 
§ 153 b StPO Bezug genommen wird. Die Einstel- 
lung des Verfahrens bzw. das Absehen von Klage 
nach § 153 b StPO setzt ebenso wie das Absehen 
von Strafe nach § 60 StGB voraus, daß die Folgen 
der Tat den Täter so schwer getroffen haben, daß 
weitere Sanktionen verfehlt wären. 

Die Eintragung in das Verkehrszentralregister 
dient jedoch nicht der Bestrafung, sondern allein 
der Registrierung aus Verkehrssicherheitsgrün- 
den, so daß auch in den Fällen des § 153 b StPO 
auf die Eintragung der — meist schwerwiegen- 
den — Tat nicht verzichtet werden kann. 

— Absatz 3 stellt klar, daß auch bei richterlichen 
Bußgeldentscheidungen die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Betroffenen keinen Einfluß auf die 
Eintragung haben dürfen. 


§ 6 (Nachträgliche Entscheidungen von Gerichten) 

Die aus redaktionellen Gründen in einer Vorschrift 
zusammengefaßten nachträglichen Entscheidungen 
werden erfaßt, um eine lückenlose Übersicht über 
den Verfahrensstand zu gewährleisten. 


§ 7 (Gnadenentscheidungen, Verzichte) 

Die Aufhebung einer Entscheidung im Gnadenwege 
wird nicht mehr in das Register eingetragen; die 
Mitteilung hat vielmehr nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 a 
(s. dort) die Löschung der zugrunde liegenden Eintra- 
gung zur Folge. Im Register soll dann nichts mehr 
auf die aufgehobene Entscheidung hindeuten. 


§ 8 (Eintragung bei Tateinheit oder Tatmehrheit) 

Da bei Tateinheit keine Einsatzstrafe bzw. geson- 
derte Geldbuße für die einzelne eintragungspflich- 
tige Tat ausgeworfen wird, wird bei der Eintragung 
auf die Erfassung der Strafe, der Maßnahme oder 
d^r Geldbuße verzichtet. Aus datenschutzrechtlichen 
Gründen soll damit verhindert werden, daß aus der 
Höhe der Gesamtstrafe, Maßnahme oder Geldbuße 
Rückschlüsse auf Tatteile möglich sind, die dem Ver- 
wertungsverbot des § 22 unterliegen. 
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§ 9 (Inhalt der Eintragung) 

Die Vorschrift stellt durch abschließende Aufzählung 
sicher, daß nicht mehr Daten als für die Zwecke des 
Registers erforderlich beim Kraftfahrt-Bundesamt 
gespeichert werden. 

Die Aufzählung läßt auf der anderen Seite nicht den 
Rückschluß zu, daß alle in § 9 erwähnten Angaben in 
jedem Falle ermittelt werden müssen. So ist z. B. bei 
Bußgeldentscheidungen, die auf sog. Kennzeichen- 
anzeigen beruhen, die Feststellung der Fahrerlaub- 
nisdaten des Betroffenen nur schwer möglich; eine 
selbständige Ermittlungspflicht kann in diesem Falle 
aus § 9 nicht hergeleitet werden. 

§ 10 (Datengeheimnis) 

Die Vorschrift stellt die datenschutzrechtlichen Ver- 
pflichtungen des Kraftfahrt-Bundesamtes bei der 
Verarbeitung der Registereintragungen klar. Diese 
Pflichten ergeben sich zwar schon aus dem BDSG; 
wegen der Vielfältigkeit der Datenschutzmaterie 
und wegen der Nähe zum Betroffenen empfiehlt sich 
jedoch eine Wiederholung in dem vorliegenden fach- 
spezifischen Gesetz. 

§ 11 (Verwertung) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich im wesentlichen 
dem bisherigen § 30 StVG-, neu aufgenommen wurde 
die Verwertungsmöglichkeit für Verwaltüngsmaß- 
nahmen nach dem LuftVG, da die Erlaubnis zum Füh- 
ren von Luftfahrzeugen u. a. dann versagt werden 
kann, wenn der Antragsteller sich im Straßenver- 
kehr als unzuverlässig erwiesen hat. 

Gegenüber der Fassung des § 30 StVG wurden die 
Verwertungsmöglichkeiten detailliert aufgezählt, um 
Fehlinterpretationen zu vermeiden. 

Zur Klarstellung ist dabei auch die statistische Be- 
arbeitung der Eintragungen durch das Kraftfahrt- 
Bundesamt aufgeführt, die bisher unter § 30 Abs. 1 
Nr. 3 StVG (Vorbereitung von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften) subsumiert wurde. 

§ 12 (Verwertung in besonderen Fällen) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem § 40 Abs. 2 
BZRG und enthält die aus Gründen des Datenschut- 
zes notwendigen Einschränkungen der Auskunfts- 
erteilung an Forschungstreibende. 

§§ 13 bis 15 

Die Vorschriften entsprechen der bisher geltenden 
Regelung. 

§ 16 (Tilgung und Löschung nach Fristablauf) 

— Die Vorschrift entspricht in Absatz 1 und 2 der 
bisher geltenden Regelung des § 13 a Abs. 1 Satz 
2 StVZO. Die Tilgung von Eintragungen nach 
einer bestimmten Frist beruht dabei auf dem Ge- 
danken der Bewährung. 


— Die Regelung des Absatzes 3 enthält eine Aus- 
nahme von dem Grundsatz der Tilgung für die 
Entscheidungen, mit denen eine Fahrerlaubnis 
ausschließlich wegen gesundheitlicher Mängel 
des . Betroffenen (z. B. schwere Herzerkrankung, 
akute Geisteskrankheit etc.) versagt oder ent- 
zogen worden ist. Damit wird sichergestellt, daß 
bei erneuter Antragstellung die jeweilige Be- 
hörde Kenntnis der Tauglichkeitsmängel erhält, 
die zur Entziehung bzw. Versagung der Fahr- 
erlaubnis geführt haben. Dieser Sicherungszweck 
der Eintragung entfällt allerdings in dem Moment, 
in dem die Fahrerlaubnis nach Heilung der Män- 
gel wieder erteilt worden ist. 

Für spätere Eignungsbeurteilungen ist die Kennt- 
nis der früher vorhandenen, inzwischen aber ge- 
heilten Mängel dann nicht mehr von Bedeutung; 
einer zusätzlichen Tilgungsfrist als „Bewährungs- 
zeitraum" bedarf es daher nicht. 

Der Eintragungszeitrum selbst wird auf zehn 
Jahre beschränkt, um den Betroffenen in den Fäl- 
len, in denen er keine neue Fahrerlaubnis mehr 
beantragt, nicht mit einer lebenslangen Eintra- 
gung zu belasten. 

— Absatz 4 legt in Anlehnung an die Regelung des 
§ 43 Abs. 2 BZRG eine sechsmonatige Überliege- 
frist für tilgungsreife Eintragungen fest. 

Diese Frist ist erforderlich, da gemäß § 19 (s. 
auch dort) die tilgungshemmende Wirkung einer 
neuen Entscheidung regelmäßig schon in einem 
Zeitpunkt beginnt, in dem die Entscheidung dem 
Kraftfahrt-Bundesamt noch nicht mitgeteilt wor- 
den ist. Ohne ausreichende Überliegefrist wäre 
es daher möglich, daß eine alte Eintragung, deren 
Tilgung an sich durch die neue Entscheidung 
gehindert wäre, nur deshalb noch getilgt wird, 
weil es bei der Übermittlung der neuen Entschei- 
dung zu Verzögerüngen gekommen ist. 

In diesem Falle hat jedoch eine „Bewährung" 
gerade nicht stattgefunden, so daß eine Tilgung 
ungerechtfertigt wäre. 

Die Einrichtung der Überliegefrist von sechs 
Monaten verhindert für die Mehrzahl der Fälle 
diese bedenkliche Konsequenz. 

Während der Überliegefrist wird über die til- 
gungsreife Eintragung keine Auskunft erteilt. 

— Absatz 5 entspricht dem bisher geltenden § 13 a 
Abs. 7 StVZO. 


§ 17 (Länge der Tilgungsfrist) 

Die Vorschrift beschränkt die Tilgungsfristen auf das 
absolut notwendige Maß; die Regelung wurde dabei 
gegenüber dem bisher geltenden § 13 a Abs. 2 
StVZO stark vereinfacht. 

Gegenüber der bisherigen Regelung ergeben sich 
folgende Unterschiede: 

Entscheidungen wegen Straftaten nach den §§ 222 
und 230 StGB (fahrlässige Körperverletzung/Tötung) 
— wozu neben Verurteilungen auch Entscheidungen 
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nach den §§59 und 60 StGB zählen — werden be- 
reits nach zwei Jahren (bisher fünf, bzw. zehn Jahre) 
getilgt, da sie sich von den zugrunde liegenden Ord- 
nungswidrigkeiten nur durch den — meist zufällig 
eintretenden — Erfolg unterscheiden. Nur wenn die 
Tat vom Gericht als so schwerwiegend angesehen 
wird, daß es die Entziehung der Fahrerlaubnis an- 
ordnet, nimmt die fahrlässige Körperverletzung/ 
Tötung an der längeren Tilgungsfrist der Entziehung 
teil. Für alle Alkoholverstöße (einschließlich der 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 a StVG — „0,8-Pro- 
mille-Grenze" — ) gilt eine fünfjährige Tilgungsfrist, 
die wegen der besonders hohen und langdauernden 
Rückfallwahrscheinlichkeit von Alkoholtätern not- 
wendig ist. 

Bei den Straftaten wird hinsichtlich der Tilgungsfrist 
nicht mehr nach dem Strafmaß unterschieden; es gilt 
eine einheitliche Frist von fünf Jahren. Ebenso wer- 
den die Sonderregelungen für Jugendliche (ver- 
kürzte Tilgungsfrist, wenn auf Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmittel erkannt worden oder eine Jugend- 
strafe zur Bewährung ausgesetzt worden ist) auf- 
gegeben (s. auch Begründung zu § 5). 

Bei Verkehrsstraftaten von Jugendlichen wird in 
aller Regel auf Erziehungsmaßregeln oder Zucht- 
mittel erkannt, da die Verhängung der Jugendstrafe 
bereits „schädliche Neigungen" des Jugendlichen 
voraussetzt. Die Straftaten selbst unterscheiden sich 
jedoch in ihrer Gefährlichkeit nicht von denen Er- 
wachsener; hinzu kommt, daß gerade die Gruppe der 
jungen Fahranfänger in besonders hohem Maße an 
Unfällen beteiligt ist. Eine Differenzierung zwischen 
Jugendlichen und Erwachsenen bei den — insgesamt 
schon verkürzten — Tilgungsfristen ist daher sach- 
lich nicht gerechtfertigt. In der Praxis wird dies auch 
kaum zu einer Verschlechterung für die Jugend- 
lichen gegenüber dem bisher geltenden Rechtszu- 
stand führen, da es sich bei den betreffenden Straf- 
taten zum größten Teil um Fälle von fahrlässiger 
Körperverletzung oder Tötung handelt, für die die 
Tilgungsfristen auf zwei Jahre verkürzt wurden. 


§ 18 (Ablaufhemmuhg) 

Die in § 18 getroffene Regelung beruht wiederum 
auf dem Grundgedanken der Bewährung; kommt 
vor Ablauf der Tilgungsfrist eine neue Eintragung 
hinzu, so hat eine Bewährung nicht stattgefunden; 
die Tigung kann dann grundsätzlich erst nach Ablauf 
der neuen Bewährungsfrist erfolgen. 

Dabei wird im Grundsatz nicht mehr zwischen Ord- 
nungswidrigkeiten und Straftaten unterschieden, da 
die der bisherigen Regelung des § 13 a Abs. 3 
StVZO zugrunde liegende Bindung an die Fristen des 
BZRG nicht mehr besteht. 

Um jedoch zu verhindern, daß durch neue Verstöße 
jeweils kurz vor Ende der Tilgungsfrist Eintragun- 
gen über weit zurückliegende Ordnungswidrigkeiten 
über Gebühr lange „mitgeschleppt" werden, gilt 
nach Absatz 2 eine Endfrist von fünf Jahren; das 
heißt, nach spätestens fünf Jahren werden Eintra- 
gungen über Ordnungswidrigkeiten und die ihnen 
hier gleichgestellten Straftaten nach den §§ 222 und 


230 StGB getilgt, auch wenn zwischenzeitlich wei- 
tere Eintragungen hinzugekommen sind. Eine Aus- 
nahme gilt gemäß § 19 Abs. 2 (s. auch dort) lediglich 
für den Fall, daß die Fahrerlaubnis entzogen wurde; 
während der Dauer der Entziehung unterbleibt 
grundsätzlich jede Tilgung. 

Absatz 3 enthält eine weitere Ausnahme vom Prin- 
zip der gegenseitigen Tilgungshemmung: Die bereits 
in § 16 Abs. 3 gesondert behandelten Entscheidun- 
gen über die Entziehung oder Versagung der Fahr- 
erlaubnis aus rein gesundheitlichen Gründen hem- 
men weder den Ablauf der Tilgungsfrist für andere 
Eintragungen noch wird ihre Tilgung von diesen 
beeinflußt, da der Gedanke der Bewährung bei 
ihnen keine Rolle spielt. 

§ 19 (Beginn von Tilgungsfrist und Ablaufhemmung) 

Im Gegensatz zur bisherigen Regelung ist nach § 19 
für den Beginn sowohl der Tilgungsfrist als auch der 
Ablaufhemmung bei allen Eintragungen einheitlich 
der Zeitpunkt der ersten Entscheidung maßgeblich. 

Auf diese Weise wird gewährleistet, daß die u. U. 
lange Dauer eines Rechtsmittelverfahrens hinsicht- 
lich des Beginns der Tilgungsfrist nicht zu Lasten 
des Betroffenen geht, zumal in der Regel auch in 
dieser Zeit eine „Bewährung" durch Teilnahme am 
Straßenverkehr stattfindet. Umgekehrt zeigt im 
Falle bereits vorhandener Eintragungen der neue 
Verstoß, daß die bisherige Bewährungschance nicht 
genutzt worden ist. Die tilgungshemmende Wirkung 
der neuen Eintragung setzt folgerichtig im gleichen 
Zeitpunkt ein wie der Beginn der neuen „Bewäh- 
rungsfrist". 

— Eine Bewährung kann allerdings nicht stattfin- 
den, solange die Fahrerlaubnis entzogen und 
daher eine zulässige Teilnahme am motorisierten 
Straßenverkehr nicht möglich ist. 

Absatz 2 trägt diesem Gedanken Rechnung: 
Während der Dauer einer Fahrerlaubnisent- 
ziehung aus charakterlichen Gründen (z. B. we- 
gen wiederholter Verkehrsvergehen, Alkohol- 
delikten, etc.) findet eine Tilgung grundsätzlich 
nicht statt. 

Die Tilgungsfrist für die Eintragung über diese 
Entziehungsentscheidung beginnt erst wieder bei 
Neuerteilung der Fahrerlaubnis zu laufen, wäh- 
rend die ablaufhemmende Wirkung der Ein- 
ziehungsentscheidung auf bereits im Register 
erfaßte Eintragungen schon mit dem Tag ihres 
Ergehens beginnt. 

Auf diese Weise ist sichergestellt, daß die Ver- 
waltungsbehörde bei der Entscheidung über die 
Wiedererteilung der Fahrerlaubnis die notwen- 
dige Kenntnis der damaligen Entziehungsgründe 
besitzt. 

Allerdings soll vermieden werden, daß ein Kraft- 
fahrer, der nach vorangegangenem Entzug keine 
neue Fahrerlaubnis mehr beantragt, auf Lebens- 
zeit im Register eingetragen bleibt. Spätestens 
mit Ablauf von fünf Jahren nach der Entziehung 
beginnt daher die normale Tilgungsfrist für die 


16 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3900 


Entziehungsentscheidung (fünf Jahre) zu laufen, 
so daß nach spätestens zehn Jahren die end- 
gültige Tilgung erfolgt. 

§ 20 (Löschung in besonderen Fällen) 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der bisher 
geltenden Regelung. 

Die Tilgung des Schuldspruchs nach § 30 Abs. 2 
JGG führt nicht mehr zur Tilgung der Eintragung im 
Verkehrszentralregister, da den beiden Regelungen 
unterschiedliche Kriterien (Resozialisierung — ob- 
jektive Bewährung im Straßenverkehr) zugrunde 
liegen (vgl. auch Begründung zu § 5). Die bisher in 
§ 13 a Abs. 4 Nr. 2 StVZO enthaltene Befugnis der 
Landesbehörden, in Härtefällen eine außerordentli- 
che Tilgung anzuordnen, wurde nicht mehr in das 
Gesetz aufgenommen, da gegen die Erteilung von 
Weisungen durch Landesbehörden an eine Bundes- 
behörde (KBA) durchgreifende verfassungsrechtliche 
Bedenken bestehen. Der Verzicht auf diese Regelung 
ist angesichts der verkürzten Tilgungsfristen sowie 
der weiter bestehenden Möglichkeit, die Tilgung 
durch allgemeine Gnadenentscheidung hinsichtlich 
der der Eintragung zugrunde liegenden Verurteilung 
etc. zu erreichen, vertretbar. 

§21 (Verwertungsverbot getilgter Eintragungen) 

Die Vorschrift normiert erstmals ein Verwertungs- 
verbot für die im Register getilgten und tilgungs- 
reifen Eintragungen, das bisher nur aus Sinn und 
Zweck des Registers hergeleitet wurde (s. Urteile 
des BVerwG VII G 73.74 und VII C 28.74 vom 
17. Dezember 1976). 

Das Verwertungsverbot beschränkt sich auf die in 
§ 11 genannten Zwecke des Registers; die Verwer- 
tung alter Eintragungen z. B. zur Geltendmachung 
zivilrechtlicher Ansprüche soll nicht ausgeschlossen 
werden. 

Ebenso soll das Verwertungsverbot des VZRG kei- 
nen Einfluß auf die Verwertung von Verkehrsstraf- 
taten haben, die wegen der anderen Tilgungsregeln 
des BZRG evtl, noch im Bundeszentralregister erfaßt 
sind. Umgekehrt berührt nach dem neugefaßten § 50 
Abs. 2 BZRG (s. § 28 Abs. 2) ein Verwertungsverbot 
nach dem BZRG nicht die Verwertungsmöglichkeiten 
nach dem VZRG. Diese Regelung ist wegen der 
unterschiedlichen Zielrichtung der beiden Register 
geboten. 

§ 22 (Verwertungsverbot nicht registerpflichtiger 
Entscheidungen) 

Die Vorschrift stellt zusätzlich zu § 1 Abs. 2 sicher, 
daß die Grundentscheidung des VZRG, bestimmte 
Ordnungswidrigkeiten nicht mehr für die in § 11 
genannten Zwecke heranzuziehen und sie deshalb 
auch nicht mehr einzutragen, in der Praxis nicht 
durch die Führung sog. „schwarzer Listen" hinter- 
gangen wird. 

Nicht von dem Verwertungsverbot erfaßt ist da- 
gegen die Sammlung der entsprechenden Daten zu 


Zwecken der Buchführung, Bußgeldabrechnung, 
Statistik etc. 

Ebenso bleibt die Verwertung der Verkehrsverstöße 
unberührt, die künftig statt in das Verkehrszentral- 
register in das Gewerbezentralregister eingetragen 
werden (hier handelt es sich insbesondere um die 
sog. „Halterdelikte"); diese müssen für die Zwecke 
der GewO, die sich zum Teil mit denen des VZRG 
überschneid'en, weiterhin verwertet werden können. 
Das Verwertungsverbot für die nicht registerpflich- 
tigen Entscheidungen umfaßt allerdings nicht die in 
§ 11 Nr. 1 genannten Zwecke (Strafverfolgung und 
Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten). 

Zwar dürfen auch für diese Zwecke gemäß § 1 Abs. 2 
weder „schwarze Listen" neben dem Verkehrszen- 
tralregister geführt noch zulässige Buchführungs-, 
Abrechnungs- und ähnliche Listen verwertet werden. 

Es kann jedoch im Einzelfall dem Richter bzw. dem 
Beamten der Bußgeldstelle oder Polizei nicht ver- 
wehrt werden, ihm persönlich bekanntes Vorverhal- 
ten eines auffällig gewordenen Kraftfahrers bei der 
Bemessung der Strafe bzw. Geldbuße zu berück- 
sichtigen. 

Andernfalls könnte z. B. ein Kraftfahrer, der am 
gleichen Tage wiederholt nicht registerpflichtige 
Verkehrsverstöße (z. B. falsches Parken unter Be- 
hinderung anderer) begeht und der dabei jedes Mal 
dem gleichen Beamten auffällt, auch beim fünften 
oder zehnten Male erfolgreich darauf bestehen, daß 
der Beamte bei der Zumessung des Verwarnungs- 
geldes bzw. der Geldbuße die vorhergehenden Ver- 
stöße „vergißt" und stets nur den Regelsatz für ein- 
malige Tatbegehung anwendet. 

Es würde den Grundprinzipien des Straf- und 
Ordnungswidrigkeitenverfahrens widersprechen, in 
einem solchen Falle die Verwertung bekannter Tat- 
sachen zu unterbinden. Daß die Kenntnis des be- 
treffenden Vorverhaltens in vielen Fällen vom 
Zufall abhängt, steht dem nicht entgegen. 

Das Bundesverfassungsgericht (Beschluß vom 9, Mai 
1977, 2 BvR 464/76) hat dies als nicht vermeidbar 
und daher für verfassungsrechtlich hinnehmbar 
angesehen. 

§ 23 (Mitteilungspflicht) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen 
§ 13 b StVZO. Neu aufgenommen ist die Verpflich- 
tung der Bußgeldbehörden und Gerichte, in der Ent- 
scheidung anzugeben, ob ein Abweichen von dem 
Regelsatz der Geldbuße lediglich mit Rücksicht auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen 
erfolgt ist. Nur so können im Hinblick auf § 3 Abs. 2 
die Eintragungsvoraussetzungen deutlich gemacht 
werden. Da dies bei gerichtlichen Entscheidungen 
zuverlässig nur der Richter beurteilen kann, diese 
Feststellung aber in engem Zusammenhang mit sei- 
ner rechtsprechenden Tätigkeit steht, bedarf es hier 
der entsprechenden gesetzlichen Regelung. Die Ver- 
waltungsbehörden könnten zwar zu einer entspre- 
chenden Feststellung bereits durch interne Weisun- 
gen verpflichtet werden, doch erscheint insgesamt 
eine einheitliche Regelung im Gesetz zweckmäßig. 
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Schließlich zeigt die zu treffende Feststellung dem 
Betroffenen, warum er trotz Unterschreitung der 
Eintragungsgrenze von 100 DM bei der Festsetzung 
der Geldbuße dennoch in das Verkehrszentral- 
register eingetragen wird. 


§ 24 (Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltungs- 
vorschriften) 

Die Vorschrift enthält die übliche Ermächtigung für 
den federführenden Bundesminister. 


§ 25 (Kosten) 

Die Vorschrift enthält die bisher in § 6 a StVG nor- 
mierte Ermächtigung für den Bundesminister für 
Verkehr, die Gebühr für die Auskunftserteilung an 
Privatpersonen durch Rechtsverordnung festzulegen. 
Da es sich nur um einen Gebührentatbestand han- 
delt, hätte es nahegelegen, die Gebühr selbst in § 14 
festzuschreiben. Dies hätte jedoch für jede Änderung 
der Gebühr eine Gesetzesänderung erforderlich ge- 
macht, so daß der flexibleren Verordnungsermäch- 
tigung der Vorzug zu geben ist. 


§ 26 (Löschung und Tilgung vorhandener 
Eintragungen) 

Die Vorschrift enthält die Übergangsregelung für 
bereits im Register vorhandene Eintragungen. 

Da bisher die Gründe für die Entziehung der Fahr- 
erlaubnis (charakterliche oder gesundheitliche Eig- 
nungsmängel) dem Kraftfahrt-Bundesamt nicht mit- 
geteilt wurden, können § 16 Abs. 3, § 18 Abs. 3 und 
§19 Abs. 2 auf den vorhandenen Eintragungsbestand 
noch nicht angewendet werden; sie sind daher von 
der Übergangsregelung ausgenommen. Das bedeu- 
tet, daß alle vorhandenen Eintragungen über eine 
Entziehung der Fahrerlaubnis den allgemeinen Til- 
gungsregeln, insbesondere § 19 Abs. 2, unterliegen. 


§ 27 (Änderung von Rechtsvorschriften) 

(1) In das Straßenverkehrsgesetz wird ein neuer 
§ 24 c eingefügt, in dem abweichend von § 24 StVG 
ein erweiterter Bußgeldrahmen für die sog. „Halter- 
verstöße'' festgesetzt wird, die gemäß § 3 künftig 
nicht mehr in das Register eingetragen werden (s. 
auch allgemeiner Teil der Begründung). Der mögli- 
che Höchstbetrag ist bei 3 000 DM angesetzt, um 
eine Abschöpfung des durch die Ordnungswidrigkeit 
erreichten wirtschaftlichen Vorteils zu ermöglichen 
(§ 17 Abs. 4 OWiG), der z. B. bei Überladung, Ver- 
zicht auf die notwendigen Reparaturen eines Lkw 
etc. erheblich sein kann. 

Der erweiterte Bußgeldrahmen schafft so bei Halter- 
verstößen die Möglichkeit, die Regelsätze des Buß- 
geldkatalogs auch der wirtschaftlichen Bedeutung 
der einzelnen Verstöße anzupassen. 

Die Änderungen in § 26 StVG sind notwendige 
Folgen der Einfügung von § 24 c. 


Der neu in das StVG eingefügte § 26 a enthält die 
Ermächtigungsgrundlage zur „normativen" Fest- 
legung der Regelsätze für Geldbußen in einer bun- 
deseinheitlichen Rechtsverordnung. Die bisher von 
den Gerichten und Bußgeldstellen angewendeten 
Bußgeldkataloge beruhten nur auf unverbindlichen 
Absprachen der Länder, so daß sie jederzeit abge- 
ändert werden konnten. 

Da es für die Eintragung von Ordnungswidrigkeiten 
in das Register künftig stärker als bisher auf die 
Höhe der im Einzelfall verhängten Geldbuße an- 
kommt (s. § 3 Abs. 1, Eintragungsgrenze 100 DM), 
stünde die Eintragungsstruktur des Registers bei 
einem Verzicht auf bund'eseinheitlich verbindliche 
Festlegung der Regelsätze weitgehend zur Disposi- 
tion der Bundesländer. 

Der vom Gesetzgeber angestrebte Zweck einer Be- 
schränkung des Registers auf schwerwiegende und 
aussagefähige Verkehrsverstöße könnte im Extrem- 
fall durch eine generelle Anhebung der Regelsätze 
über die Eintragungsgrenze von 100 DM „unter- 
laufen" werden. Eine mit Zustimmung des Bundes- 
rates vom Bundesminister für Verkehr zu erlassende 
Rechtsverordnung schließt diese verfassungsrecht- 
liche bedenkliche Konsequenz aus und schafft ein- 
deutige, für den Bürger vorhersehbare Eintragungs- 
voraussetzungen. 

Die §§ 28 bis 30 StVG, an deren Stelle die Neu- 
regelungen des vorläufigen Gesetzes getreten sind, 
werden aufgehoben. 

(2) Die Neufassung von § 50 Abs. 2 BZRG stellt 
sicher, daß eine zulässige Verwertung für die 
Zwecke des Verkehrszentralregisters auch dann noch 
stattfinden kann, wenn aufgrund der andersartigen 
Tilgungsfristen des BZRG eine gleichzeitig im Bun- 
deszentralregister eingetragene Verkehrsstraftat 
dort bereits getilgt ist. 

Die Formulierung stellt nicht mehr auf das Merkmal 
der Eintragung, sondern auf die Verwertungsmög- 
lichkeiten nach dem VZRG ab, da das Verwertungs- 
verbot des § 21 u. a. auch für noch eingetragene, 
aber tilgungsreife Entscheidungen gilt. 

(3) , (4) Die Änderungen von § 149 Abs. 2 Satz 2 
GewO sowie von § 2 Nr. 4 a KBA-Gesetz sind redak- 
tioneller Natur. 

(5) Die §§ 13 bis 13 b, 13 d und 69 a Abs. 5 Nr. 3 
StVZO, an deren Stelle die Neuregelungen des vor- 
läufigen Gesetzes getreten sind, werden aufgehoben. 

§ 28 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 29 (Inkrafttreten) 

Die Inkrafttretensfrist von drei Monaten gibt sowohl 
dem Kraftfahrt-Bundesamt als auch den Straßen- 
verkehrsämtern, Bufigeldstellen und Gerichten aus- 
reichend Gelegenheit, sich auf die geänderte Rechts- 
lage einzustellen und die notwendigen organisatori- 
schen Vorkehrungen zu treffen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Der Bundesrat begrüßt es, daß die Bundesregie- 
rung mit dem Entwurf Vorschläge unterbreitet, 
mit denen der Bestand der Eintragungen abge- 
baut werden soll. Der Bundesrat hält den Weg 
durch Enumeration der Tatbestände verbunden 
mit einer durch die Höhe der Geldbuße vorge- 
nommenen Begrenzung für richtig, um zu einer 
angemessenen Regelung zu gelangen. Der Bun- 
desrat stimmt auch der vorgeschlagenen Rege- 
lung der Tilgung zu. Im Interesse der Rechts- 
klarheit hält der Bundesrat auch die gewählte 
Form eines Gesetzes für geboten. 

Das Verkehrszentralregister darf jedoch als 
Verkehrssicherheitsinstrument nicht in Frage 
gestellt werden. 

Diese Gefahr besteht jedoch, wenn — wie vor- 
gesehen — Tatbestände, wie z. B. das Fahren 
mit verkehrsunsicheren Fahrzeugen (abgefah- 
renen Reifen, defekten Bremsen) entfallen. 

Diese gefährlichen Tatbestände müssen in dem 
Katalog als eintragungsfähig enthalten sein. 

Außerdem ist es grundsätzlich nicht vertretbar, 
geltende Bußgeldsätze zu erhöhen, nur um bei 
gleichzeitiger Anhebung der Eintragungsgrenze 
bestimmte Tatbestände doch wieder in das 
Register aufzunehmen. 

Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregie- 
rung nach Abstimmung mit den Ländern ein 
abschließendes und detailliertes Konzept für die 
mit der Neuregelung des Verkehrszentralregi- 
sters eng zusammenhängende Reform des Mehr- 
fachtäterpunktsystems und für einen geänder- 
ten Bußgeldkatalog so rechtzeitig vorlegt, daß 
das gesamte „Reformpaket" bis zum Zustim- 
mungsverfahren im Bundesrat bekannt ist und 
bei den weiteren Beratungen des Verkehrs- 
zentralregistergesetzes alle Konsequenzen be- 
rücksichtigt werden können. 

2 . § 1 

§ 1 ist wie^olgt zu fassen: 

„§ 1 

Verkehrszentralregister 

Das Kraftfahrt-Bundesamt führt ein zentrales 
Register über Entscheidungen, die im Zusam- 
menhang mit der Teilnahme am Straßenverkehr 
ergangen sind, und über die davon betroffenen 
Personen sowie über Verzichte (Verkehrs- 
zentralregister)." 


Begründung 

a) Die Fassung des § 1 Abs. 1 der Regierungs- 
vorlage ist unvollständig; sie erwähnt nicht 
die Gnadenentscheidungen und Verzichte 
sowie staatsanwaltliche Entscheidungen. 

b) Zur Streichung des § 1 Abs. 2: 

Absatz 2 verbietet die Führung und Ver- 
wertung von Registern, Karteien und ähn- 
lichen Verzeichnissen u. a. für Zwecke der 
Strafverfolgung und der Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten nach dem Straßen- 
verkehrsgesetz. Damit sind auch die Register 
und Karteien der Gerichte und Staatsanwalt- 
schaften betroffen (z. B. die Beschuldigten- 
kartei der Staatsanwaltschaften). Diese Kar- 
teien dienen neben dem Auffinden und Ord- 
nen der Verfahrens akten auch dem Zweck, 
durch Zusammenführen mehrerer gegen 
einen Beschuldigten anhängiger Verfahren 
die Strafverfolgung zu erleichtern und zu 
verbessern, und damit den Zwecken der 
Strafverfolgung. Sie müssen in ihrem jetzi- 
gen Umfang beibehalten werden. 

Selbst das Bundeszentralregistergesetz ver- 
bietet nicht die Führung anderer Register, 
Karteien oder ähnlicher Verzeichnisse, die 
auch strafgerichtliche Verurteilungen enthal- 
ten, insbesondere dann nicht, wenn sie von 
unbeschränkt auskunftsberechtigten Stellen 
angelegt werden (vgl. GÖtz BZRG 2. Aufl. 
Einleitung Anm. 33). Es ist nicht erkennbar, 
warum im vorliegenden Entwurf eine andere 
Regelung erforderlich sein sollte. 


3. § 3 Abs. 1 Nr. 1 

a) In Nummer 1 sind die Worte „einhundert 
Deutsche Mark" durch die Worte „sechzig 
Deutsche Mark" zu ersetzen. 

b) In Nummer 1 sind vor Buchstabe a folgende 
Buchstaben einzufügen: 

„.) das Verbot der Gefährdung und Schädi- 
dung anderer durch Kraftfahrzeugführer 
nach § 1 Abs. 2 der Straßenverkehrs- 
Ordnung, 

. .) Die Straßenbenutzung durch Kraftfahr- 
zeuge nach § 2 Abs. 1 und 2 der Straßen- 
verkehrs-Ordnung, " . 

c) In Nummer 1 Buchstabe f sind die Worte 
„Rechtsfahren," und die Worte „§ 2 Abs. 1," 
zu streichen. 
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d) In Nummer 1 sind nach Buchstabe g folgende 
Buchstaben einzufügen: 

„g i) die Sicherung liegengebliebener Fahr- 
zeuge nach § 15 der Straßenverkehrs- 
Ordnung, 

g 2 ) die Fahrzeugbeleuchtung bei erheb- 
licher Sichtbehinderung durch Nebel, 
Schneefall oder Regen nach § 17 Abs. 3 
der Straßenverkehrs-Ordnung, 

gß) das Halten auf durchgehenden Fahr- 
bahnen der Autobahnen und Kraftfahr- 
straßen nach § 18 Abs. 8 der Straßen- 
verkehrs-Ordnung, " . 

e) In Nummer 1 ist nach Buchstabe i folgender 
Buchstabe i J einzufügen: 

„i i) die Ladung nach § 22 der Straßenver- 
kehrsordnung,". 

f) In Nummer 1 sind nach Buchstabe o folgende 
Buchstaben anzufügen: 

„Ol) das Inbetriebsetzen eines Kraftfahrzeu- 
ges oder Kraftfahrzeuganhängers ent- 
gegen einer Betriebsuntersagung (§17 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung), entgegen den Vorschriften über 
die Beschaffenheit der Fahrzeuge (§ 30 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung), über die Abmessungen von 
Fahrzeugen und Zügen (§ 32 der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung) , die 
zulässige Achslast und das zulässige 
Gesamtgewicht (§ 34 der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung), die Berei- 
fung (§ 36 der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung), die Bremsen (§41 der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung), 
die Anhängelast hinter Kraftfahrzeu- 
gen (§ 42 der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung), die Einrichtungen zur 
Verbindung von Kraftfahrzeugen (§ 43 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung), Vorrichtungen zur Ableitung 
von Abgasen (§ 47 der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung), die Ge- 
rauschentwicklung an Kraftfahrzeugen 
(§ 49 der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung), 

o 2 ) die Untersuchung der Kraftfahrzeuge 
und Anhänger (§ 29 der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung) . " 

Begründung zua) bis f) 

Die Ergänzung des Eintragungskatalogs ist aus 
Gründen der Verkehrssicherheit geboten. Durch 
die Festlegung der Eintragungsgrenze auf 60 
DM wird vermieden, daß aus Gründen der Ver- 
kehrssicherheit die Geldbußen für zahlreiche 
Verkehrsverstöße empfindlich angehoben wer- 
den müssen. Eine solche Anhebung ist nach den 
bisherigen Erfahrungen nicht notwendig, weil 
die Funkiton des Bußgeldes als „Denkzettel" 


bereits durch die jetzige Höhe der Bußgelder 
ausreichend erfüllt wird. 

Macht man Verstöße gegen die §§ 32 und 34 
StVZO eintragungspflichtig (oben Buchstabe f), 
muß dasselbe auch für Verstöße gegen § 22 
StVO gelten (oben Buchstabe e). Eine nicht ge- 
sicherte Ladung bedeutet eine erhebliche Ge- 
fährdung anderer Verkehrsteilnehmer und läßt 
Rückschlüsse auf die Zuverlässigkeit des Be- 
troffenen als Fahrzeugführer zu. 

4. § 3 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte geprüft werden, ob nicht die sog. 
„Halterdelikte", d. h. Verstöße gegen die einem 
Kraftfahrzeughalter hinsichtlich des Zustands 
seines Fahrzeuges obliegenden Pflichten (z. B. 
die Inbetriebnahme eines Fahrzeugs mit tech- 
nischen Mängeln, unter Überschreitung der zu- 
lässigen Abmessungen, Achslasten oder bei 
Überladung), entsprechend dem geltenden 
Recht auch weiterhin einzutragen sind. 

5. § 5 

a) In § 5 Abs. 1 Nr. 2 ist das Zitat „§ 21" durch 
das Zitat „§§ 21 oder 22" zu ersetzen. 

Begründung 

In der Begründung des Gesetzentwurfs wird 
nicht dargelegt, warum Verstöße gegen § 22 
StVG im Gegensatz zum geltenden Recht 
nicht mehr in das Verkehrszentralregister 
eingetragen werden sollen. Bei der Frage 
der Beibehaltung der Eintragung eines Ver- 
stoßes gegen § 22 StVG ist zu berücksich- 
tigen, daß der Kennzeichenmißbrauch in er- 
ster Linie dazu dient, die Ahndung oft 
schwerwiegender Verstöße gegen Pflichten 
im Straßenverkehr (erhebliche Überschrei- 
tung der Geschwindigkeitsbegrenzung, Un- 
fallflucht u. a.) zu vereiteln. Eine Verurtei- 
lung nach § 22 StVG sollte daher nach wie 
vor eingetragen werden. 

b) In § 5 Abs. 1 Nr. 4 sind nach der Zahl „240," 
die Zahlen „267, 268," und nach dem Wort 
„Kraftfahrzeugführers" die Worte „oder 
Kraftfahrzeughalters" einzufügen. 

Begründung 

Vergehen nach § 267 StGB (Urkundenfäl- 
schung), soweit sich die Tat auf Führer- 
scheine, Fahrzeugscheine, Fahrzeugbriefe 
oder andere Fahrzeugpapiere bezieht, sowie 
gegen § 268 StGB (Fälschung technischer 
Aufzeichnungen), soweit sich die Tat auf 
Kraftfahrzeuge erstreckt, lassen wie die im 
Gesetzentwurf aufgezählten registerpflich- 
tigen Straftaten Rückschlüsse auf die Fahr- 
eignung des Täters zu und sollten deshalb 
gleichfalls registerpflichtig sein. 
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c) In § 5 Abs. 1 ist Nummer 9 zu streichen. 
Demgemäß ist in Nummer 8 am Ende das 
Komma durch das Wort „und'' zu ersetzen. 

Begründung 

§ 5 Abs. 1 Nr. 9 ist ersatzlos zu streichen, da 
die dort aufgeführte Entscheidung nach 
§ 69 b Abs. 1 StGB ein Fall der Entziehung 
der Fahrerlaubnis ist und daher bereits von 
§ 5 Abs. 1 Nr. 7 erfaßt wird. 

6 . § 8 

In § 8 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „Entschei- 
dung wegen einer Ordnungs Widrigkeit" durch 
das Wort „Bußgeldentscheidung" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten; die im Entwurf ver- 
wendete Formulierung „wegen einer Ordnungs- 
widrigkeit" erfaßt diejenigen Fälle nicht, in 
denen einer Entscheidung nicht nur eine, son- 
dern mehrere Ordnungswidrigkeiten zugrunde 
liegen. 

7. § 10 

§ 10 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Inhalt der Bestimmung ist in vollem Um- 
fang durch das Bundesdatenschutzgesetz abge- 
deckt. 

8 . § 11 

Nach Nummer 7 ist folgende Nummer 7 a einzu- 
fügen: 

„7 a. für das Verfahren bei der amtlichen An- 
erkennung von Kraftfahrzeugwerkstät- 
ten, Bremsendiensten und Betrieben für 
die Eigenüberwachung für die Unter- 
suchung von Fahrzeugen und bei Rück- 
nahme und Widerruf einer solchen Aner- 
kennung nach den Vorschriften des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor- 
schriften,". 

Begründung 

Für die amtliche Anerkennung von Kraftfahr- 
zeugwerkstätten, Bremsendiensten und Betrie- 
ben für die Eigenüberwachung der Unter- 
suchung von Fahrzeugen ist u. a. Vorausset- 
zung, daß der Antragsteller, bei juristischen 
Personen die nach Gesetz oder Satzung zur Ver- 
tretung berufenen Personen, sowie die für die 
Untersuchung von Fahrzeugen verantwortlichen 
Personen persönlich zuverlässig sind. Beim ver- 
antwortlichen Einsatz einer Person zur Über- 
prüfung von Fahrzeugen auf deren Vorschrifts- 
mäßigkeit ist dabei deren bisheriges Verhalten 
im Straßenverkehr und die Einhaltung straßen- 
verkehrsrechtlicher Vorschriften von besonderer 
Wichtigkeit. 


Auskünfte aus dem Gewerbezentralregister 
können trotz vorgesehener Eintragung von Hal- 
terverstößen in das Register nach § 149 Abs. 2 
Nr. 3 der Gewerbeordnung wegen der Eintra- 
gungsgrenze von 200 DM nicht als ausreichen- 
der Nachweis der Zuverlässigkeit angesehen 
werden. 

9. § 12 

In § 12 Satz 1 sind die Worte „wissenschaftliche 
Zwecke" durch das Wort „Forschungszwecke" 
zu ersetzen. 

B e g r ü n düng 

Klarstellung, daß die Verwertung nur zu For- 
schungszwecken in Betracht kommt. 

10. § 13 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob § 13 nicht erweitert werden muß, da die 
Fassung des Entwurfs nicht alle Fälle erfaßt, in 
denen Registerauskünfte zu erteilen sind (z. B. 
Auskunftserteilung an eine Parlamentsfraktion 
zur Vorbereitung eines Gesetzgebungsvor- 
habens nach § 1 1 Nr. 8 oder Auskunftserteilung 
an eine Privatperson für ein wissenschaftliches 
Forschungsvorhaben nach § 12). 

11. § 14 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, dafür 
Sorge zu tragen, daß möglichst bald die Voraus- 
setzungen dafür geschaffen werden, daß durch 
das Kraftffahrt-Bundesamt alle Eintragungen im 
Verkehrszentralregister von Amts wegen den 
Betroffenen mitgeteilt werden. 

12. §§ 16 ff. 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob in das Gesetz eine Regelung eingefügt wer- 
den soll, wonach 

1. im Einzelfall die vorzeitige Tilgung einer 
Eintragung im Verkehrszentralregister ange- 
ordnet werden kann, wenn dies zur Vermei- 
dung ungerechtfertigter Härten erforderlich 
ist und Öffentliche Interessen nicht gefährdet 
werden (vgl. bisher § 13 a Abs. 4 Nr. 2 
StVZO) und 

2. die Eintragung einer Entscheidung im Ver- 
kehrszentralregister getilgt wird, wenn an- 
geordnet worden ist, daß die entsprechende 
Eintragung im Bundeszentralregister zu til- 
gen ist (vgl. bisher § 13 a Abs. 4 Nr. 1 
StVZO). 

Begründung 
Zu 1. 

Eine Regelung, die die vorzeitige Tilgung einer 
Eintragung im Verkehrszentralregister in Aus- 
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nahmefällen gestattet, ist zur Vermeidung von 
Härten unentbehrlich (z. B. bei einer Verurtei- 
lung im Ordnungswidrigkeitenverfahren, die 
sich nachträglich aus tatsächlichen oder recht- 
lichen Gründen als falsch erweist, bei der jedoch 
ein Wiederaufnahmeverfahren etwa wegen § 85 
Abs. 2 OWiG ausgeschlossen ist). Die vom Ent- 
wurf vorgesehene Lösung über das Gnadenver- 
fahren ist nicht tragfähig, da damit auch Fälle 
erfaßt werden, in denen die Geldbuße aus 
humanitären Gründen erlassen wird, der Fort- 
bestand der Eintragung im Verkehrszentral- 
register jedoch aus Sicherheitsgründen dringend 
erwünscht ist. Die Schaffung einer Ausnahme- 
regelung in Anlehnung an den bisherigen § 13 a 
Abs. 4 Nr. 2 StVZO ist daher unumgänglich. 
Die in der Begründung des Entwurfs (zu § 20) 
gegen die bisherige Regelung geäußerten ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken dürften durch 
eine Änderung der Zuständigkeit für die Til- 
gungsanordnung überwindbar sein. 

Zu 2. 

Nach geltendem Recht wird eine Eintragung im 
Verkehrszentralregister getilgt, wenn die Til- 
gung der entsprechenden Eintragung im Bundes- 
zentralregister angeordnet worden ist (§ 13 a 
Abs. 4 Nr. 1 StVZO). Diese Regelung hat sich 
bewährt. Sie sollte in das Gesetz übernommen 
werden. 


13. § 17 

.§ 17 Nr. 1 Buchstabe b ist zu streichen. 
Begründung 

Gravierende Fälle der fahrlässigen Körperver- 
letzung sowie Fälle der fahrlässigen Tötung 
sollten weiterhin für mindestens fünf Jahre aus 
dem Verkehrszentralregister ersichtlich sein. In 
den leichten Fällen der fahrlässigen Körper- 
verletzung wird es ohnehin häufig nicht zu 
einer Verurteilung kommen. In den übrigen 
Fällen ist es auch unter Berücksichtigung des 
Bewährungsgedankens gerechtfertigt, bei 
schweren Folgen einer Straftat die Tilgungsfrist 
zu verlängern, selbst wenn der Eintritt dieser 
Folgen oftmals vom Zufall abhängt. 

Im übrigen Anpassung an die Fristen des 
§ 44 BZRG, um zu ermöglichen, daß der Verwal- 
tungsbehörde in derselben Sache dieselben Re- 
gisterunterlagen zur Verfügung stehen wie dem 
Gericht. 

14. § 20 Abs. 1 und § 7 Nr. 1 

§ 20 Abs. 1 Nr. 1 ist zu streichen; 

§ 7 Nr. 1 ist demzufolge wie folgt zu fassen: 

„1. die Beseitigung oder Abänderung der 
Rechtsfolgen einer nach § 3 oder § 5 ein- 
getragenen Entscheidung im Gnadenwege,“. 


Begründung 

Die Löschung eingetragener Entscheidungen, 
deren Rechtsfolge oder Vollstreckung durch 
einen Gnadenerweis beseitigt worden ist, ist 
sadilich nicht gerechtfertigt. Die Gründe für 
einen Gnadenerweis sind zumeist sozialer oder 
humanitärer Art und berühren in aller Regel 
nicht die Eignung des Eingetragenen zum Füh- 
ren eines Kraftfahrzeugs. Eine unterschiedliche 
registerrechtliche Behandlung von Gnadener- 
weisen nach dem Bundeszentralregistergesetz 
und dem Verkehrszentralregistergesetz ist zu- 
dem nicht systemgerecht. Die im Entwurf vor- 
gesehene Löschung auf Grund eines Gnaden- 
erweises ist durch eine außerordentliche Til- 
gungsmöglichkeit zu ersetzen. 

Die Fassung des § 7 Nr, 1 berücksichtigt nicht, 
daß durch einen Gnadenerweis die Entscheidung 
als solche nicht geändert werden kann, sondern 
lediglich die Rechtsfolgen oder die Vollstrek- 
kung einer Entscheidung beeinflußt werden. — 
Die Vorschrift ist nach Streichung von § 20 
Abs. 1 Nr. 1 für die Fälle der Beseitigung zu 
ergänzen. 

15. § 21 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob zur Klar- 
stellung in § 21 Satz 1 nach den Worten „ver- 
wertet werden" folgender Halbsatz anzufügen 
ist: 

dies gilt nicht, soweit ein Sachverhalt ohne 
Rücksicht darauf, ob er den Tatbestand eines 
Strafgesetzes oder einer Ordnungswidrigkeit 
erfüllt, der Aufklärung eines Verbrechens 
dient“. 


16. § 22 

§ 22 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Verwarnungen (§ 56 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) und nicht registerpflichtige 
Entscheidungen über Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes dürfen 
ebenso wie die zugrunde liegenden Taten dem 
Betroffenen für die in § 1 1 Nr. 2 bis 9 genannten 
Zwecke nicht vorgehalten und nicht zu seinem 
Nachteil verwertet werden.“ 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

17. § 23 

a) In § 23 Abs. 1 Satz 2 sind nach dem Wort 
„Gerichte“ die Worte „und Staatsanwalt- 
schaften“ einzufügen. 


22 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3900 


Begründung 

Die Einschränkung der Mitteilungspflicht 
nach § 9 Nr. 8 muß sinngemäß auch für die 
Staatsanwaltschaften gelten. 

b) In § 23 Abs. 2 sind die Worte „nach Landes- 
recht" durch die Worte „von den Ländern" 
zu ersetzen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 


18. § 27 Abs. 1 Nr. 3 (§ 26 a StVG) 

Die Bundesregierung wird um Prüfung gebeten, 
ob die Ermächtigung zum Erlaß des Bußgeld- 
katalogs nicht in bezug auf die Höhe der für 
die einzelnen Ordnungswidrigkeiten festzu- 
legenden Geldbußen näher konkretisiert werden 
kann. Angesichts det Bedeutung, die der Buß- 
geldkatalog in der Praxis für eine Vielzahl von 
Fällen haben wird, sollte dafür gesorgt werden, 
daß etwaige Zweifel an der ausreichenden Kon- 
kretisierung der Ermächtigung nicht aufkommen 
können. 

In der Ermächtigungsvorschrift sollte darüber 
hinaus deutlich zum Ausdruck gebracht werden, 
daß auf ihrer Grundlage nur Regelsätze für die 
Geldbußen normativ festgesetzt werden können. 


19. § 27 Abs. 1 Nr. 3 {§ 26 a StVG) 

In § 26 a Satz 2 StVG sind die Worte „durch 
Rechtsverordnung" durch die Worte „in einer 
Rechtsverordnung nach Satz 1 " zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, daß auch insoweit die Rechtsver- 
ordnung der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 


20. § 28 

In § 28 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung der Berlin-Klausel. 

21. § 29 

a) In § 29 ist das Wort „dritten" durch das 
Wort „sechsten" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist nicht sichergestellt, daß die neue Ver- 
waltungsvorschrift zu § 15 b StVZO so recht- 
zeitig verabschiedet werden kann, daß es 
möglich ist, die Verwaltungsbehörden mit 
den nötigen Anweisungen zu versehen. Das- 
selbe gilt für dieses Gesetz und auch für die 
zu erlassenden Verordnungen und allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften über die Be- 
messung der Geldbußen. 

b) In § 29 sind nach den Worten „in Kraft" 
folgende Worte anzufügen: 

", mit Ausnahme der §§ 24, 25 Abs. 2, § 27 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und. § 27 Abs. 1 
Nr. 3, die am Tage nach der Verkündung in 
Kraft treten". 

Begründung 

Die Ermächtigungsnormen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften sollten bereits am Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten. 
Dadurch wird sichergestellt, daß alle erforder- 
lichen Ausführungsvorschriften gleichzeitig mit 
dem Gesetz in Kraft treten können. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, 
daß mit dem Entwurf die Verkehrssicherheit in 
Frage gestellt wird. Die Stellungnahme der Bun- 
desregierung zu den allgemeinen Vorbemer- 
kungen des Bundesrates ergibt sich im folgen- 
den aus den Gegenäußerungen zu den einzelnen 
Änderungsvorschlägen. 

Die notwendige Anpassung des sog, Punktsy- 
stems (allgemeine Verwaltungsvorschrift zu 
§ 15 b StVZO) und des Bußgeldkataloges an die 
geänderten Eintragungs- und Tilgungsregelun- 
gen wird parallel zum Gesetzgebungsverfahren 
von der Bundesregierung vorbereitet und Bun- 
destag und Bundesrat rechtzeitig zur Kenntnis 
gebracht werden. 


2. a) § 1 Abs. 1 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

b) § 1 Abs. 2 

, Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Die Bundesregierung legt jedoch 
Wert auf die Feststellung, daß mit der Strei- 
chung des § 1 Abs. 2 keinesfalls die Führung 
und Verwertung sog. „schwarzer Listen" zu- 
gelassen werden soll. Dies ergibt sich bereits 
aus dem umfassenden Verwertungsverbot 
für getilgte und nicht eintragungsfähige Ver- 
kehrsverstöße (§§ 21 und 22). 

Angesichts der Schwierigkeiten, eine klare 
Abgrenzung zwischen unzulässigen „schwar- 
zen Listen" und zulässigen Karteien (z. B. 
Vollstreckungslisten, Beschuldigtenkarteien 
der Staatsanwaltschaften etc.) durchzuführen, 
hält die Bundesregierung den Verzicht auf 
ein zusätzliches allgemeines Verbot in § 1 
Abs. 2 jedoch für vertretbar. 


3. § 3 Abs. 1 Nr. 1 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. 

Die Anhebung der Eintragungsgrenze auf nur 
60 DM sowie die Hinzunahme 17 weiterer Ord- 
nungswidrigkeitentatbestände in den Eintra- 
gungskatalog des § 3 Abs. 1 Nr. 1 würde die 
auch vom Bundesrat begrüßte Zielsetzung des 
Gesetzentwurfs ernsthaft in Frage stellen; folgt 
man dem Vorschlag des Bundesrates, so kann 
von einem nennenswerten Abbau des Register- 
bestandes nicht mehr die Rede sein. 


Durch die im Regierungsentwurf auf 100 DM 
festgesetzte Eintragungsgrenze wird sicherge- 
stellt, daß nur schwerwiegende Verstöße in das 
Register eingetragen werden. 

Eine Anhebung der Eintragungsgrenze von bis- 
her 40 DM auf nur 60 DM — wie vom Bundesrat 
vorgeschlagen — würde hingegen am bisheri- 
gen Zustand nichts wesentliches ändern. 

Auch die Hinzunahme weiterer Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten in den Eintragungskatalog 
des § 3 Abs. 1 Nr. 1 ist aus Gründen der Ver- 
kehrssicherheit nicht geboten. 

Der Katalog des Regierungsentwurfs konzen- 
triert sich auf die für die Zwecke des Registers 
notwendigen Tatbestände, wobei sowohl auf 
die Aussagekraft der einzelnen Verstöße über 
die Kraftfahreignung des Betroffenen (z. B. Ver- 
stöße, die besondere Rücksichtslosigkeit vor- 
aussetzen), als auch auf die Lfnfallhäufigkeit der 
betreffenden Tatbestände insgesamt abgestellt 
wird. Die vom Bundesrat geforderten weiteren 
Tatbestände erfüllen diese Kriterien nicht in 
einem solchen Maße, als daß ihre Registrierung 
zwingend erforderlich wäre. 

So machen z. B. die Verstöße gegen Vorschriften 
über den technischen Zustand des Fahrzeuges 
(Abmessungen, Reifen, Bremsen, Ladung etc.) 
zur Zeit etwa 10 v. H. des Bestandes an Ein- 
tragungen im Verkehrszentralregister aus; nach 
der Unfallursachenstatistik der Polizei betrug 
ihr Unfallanteil 1978 dagegen nur 1,5 v. H. Hin- 
zu kommt die regelmäßig stattfindende tech- 
nische Überwachung der Fahrzeuge nach § 29 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Wird 
außerdem die zusätzliche Anhebung des Buß- 
geldrahmens für die sog. „Halterverstöße" in 
§ 27 Abs, 1 Nr. 1 des Entwurfs sowie deren 
Erfassung im Gewerbezentralregister in Be- 
tracht gezogen, so sieht die Bundesregierung in 
dem Verzicht auf die Erfassung der technischen 
Fahrzeugmängel im Verkehrszentralregister 
insgesamt keine Gefährdung der Verkehrs- 
sicherheit. 

Die Bundesregierung beabsichtigt keine gene- 
relle Anhebung der Bußgeldsätze als Folge der 
auf 100 DM angehobenen Eintragungsgrenze. 
Lediglich in wenigen Fällen, für die zur Zeit 
Regelsätze unter 100 DM gelten, muß eine Kor- 
rektur stattfinden, um eine Eintragung auch 
weiterhin sicherzustellen. Hierbei handelt es 
sich z. B. um falsches Verhalten beim Abbiegen 
oder Wenden unter Gefährdung anderer, fal- 
sches Ein- oder Anfahren unter Gefährdung 
anderer, unzulässigen Fahrstreifenwechsel unter 
Gefährdung anderer, 
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4. § 3 

Das Ergebnis der Prüfung ergibt sich aus der 
Gegenäußerung zu den Änderungsvorschlägen 
zu § 3 Abs. 1 Nr. 1. 

5. a) § 5 Abs. 1 Nr. 2 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. § 22 StVG (Kennzeichen- 

mißbrauch) hat keinen unmittelbaren Bezug 
zum Führen von Kraftfahrzeugen und keine 
unmittelbare Bedeutung für die Verkehrs- 
sicherheit. Durch die Eintragung in das Bun- 
deszentralregister wird den vom Bundesrat 
genannten Bedürfnissen hinreichend Rech- 
nung getragen. 

b) § 5 Abs. 1 Nr. 4 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus 
den zu a) genannten Gründen nicht zuge- 
stimmt. 

c) § 5 Abs. 1 Nr. 9 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Allerdings empfiehlt die Bundesregierung, 
zur Klarstellung in § 5 Abs. 1 Nr. 7 die Worte 
„nach § 69" durch die Worte „nach den §§69 
und 69 b" zu ersetzen. 

6. § 8 Abs. 2 Satz 1 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird in der 
Sache zugestimmt; jedoch wird empfohlen, die 
gewünschte Klarstellung dadurch herbeizufüh- 
ren, daß der Begriff „Entscheidung wegen 
Ordnungswidrigkeiten" verwendet wird. 

7. §10 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zu- 
gestimmt. 

Der Regelungsgehalt des § 10 deckt sich keines- 
wegs ganz mit dem des § 5 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes, da dort nur der einzelne Be- 
schäftigte, in § 10 jedoch das Kraftfahrt-Bundes- 
amt als verantwortliche Behörde angesprochen 
ist. 

8 . §11 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zu- 
gestimmt. 

Der in den genannten Verfahren verwendete 
Begriff der „Zuverlässigkeit" ist in erster Linie 
gewerberechtlich zu verstehen. 

Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit bedarf es 
daher nicht unbedingt der Auskunft aus dem 
Verkehrszentralregister, zumal der Besitz der 
Fahrerlaubnis in den vom Bundesrat genannten 
Fällen nicht Antragsvoraussetzung ist. 


9. §12 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

10. § 13 

Der Anregung des Bundesrates wird gefolgt. 

Es wird daher vorgeschlagen, § 13 wie folgt zu 
fassen: 

„Das Kraftfahrt-Bundesamt übermittelt den In- 
halt der Eintragungen auf Anfrage oder von 
Amts wegen ausschließlich an die Stellen, denen 
die Aufgaben nach § 11 obliegen oder die nach 
§ 12 auskunftsberechtigt sind." 

11. §14 

Eine Auskunftserteilung von Amts wegen an 
den Betroffenen bei jeder Neueintragung wird 
auf absehbare Zeit nicht in Frage kommen kön- 
nen, da das Verkehrszentralregister nur teil- 
automatisiert ist. Eine Realisierung der Anre- 
gung des Bundesrates würde daher unver- 
hältnismäßige Kosten verursachen, die der 
Steuerzahler zu tragen hätte (insbesondere star- 
ker Personalmehraufwand, Portokosten etc.). 

Die Bundesregierung gibt daher zu erwägen, ob 
den Bedürfnissen der betroffenen Bürger nicht 
dadurch Rechnung getragen werden kann, daß 
jeweils die entscheidende Stelle die Punktzahl 
mitteilt. 

12. §§ 16 ff., § 20 Abs. 1 Nr. 1, § 7 Nr. 1 

Den Vorschlägen des Bundesrates zur Tilgungs- 
regelung bei Gnadenentscheidungen wird nicht 
zugestimmt. 

Für den Betroffenen ist es nach den bisherigen 
Erfahrungen insbesondere des Kraftfahrt-Bun- 
desamtes nur schwer verständlich, daß nach 
einer Gnadenentscheidung die Eintragung im 
Verkehrszentralregister dennoch aufrechterhal- 
ten bleibt. Der vom Bundesrat vorgeschlagene 
Weg einer außerordentlichen Tilgungsanord- 
nung in diesen Fällen schafft zusätzlichen Ver- 
waltungsaufwand und bürdet dem Betroffenen 
ein weiteres Antragsverfahren auf. Die vom 
Bundesrat genannten Gründe treffen außerdem 
für die überwiegende Mehrzahl der Fälle nicht 
zu: 

Der größte Teil der Gnadenentscheidungen be- 
zieht sich auf Ordnungswidrigkeiten, bei denen 
angesichts der geringen Geldbußen nicht die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen, 
sondern in erster Linie die besondere Fallgestal- 
tung für den Gnadenerweis ausschlaggebend 
sind. 

13. § 17 Nr. 1 Buchstabe b 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zu- 
gestimmt. Eine fünfjährige Tilgungsfrist auch 
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für fahrlässige Körperverletzung und Tötung im 
Straßenverkehr ist unangemessen, da es vom 
Sinn und Zweck des Registers her in erster 
Linie darauf ankommt, Verkehrsverstöße — d. h. 
falsche Verhaltensweisen — zu erfassen; deren 
Folgen sollten nicht länger eingetragen bleiben 
als der Verstoß selbst. 

14. § 20 Abs. 1 und § 7 Nr. 1 

Die Auffassung der Bundesregierung ergibt sich 
aus der Gegenäußerung zu §§ 16 ff. 

15. §21 

Die Bundesregierung hat Zweifel, ob die geringe 
Zahl der Fälle, in denen die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Ausnahmeregelung Bedeutung er- 
langen kann, eine Durchlöcherung des Grund- 
satzes eines allgemeinen Verwertungsverbotes 
rechtfertigt. Sie neigt deshalb der Auffassung 
zu, daß einer klaren Grundsatzregelung der 
Vorzug zu geben ist. 

16. § 22 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Die Bundesregierung empfiehlt jedoch, die 
Worte „nicht registerpflichtige" durch die Wor- 
te „nicht in das Register einzutragende" sowie 
die Worte „die in § 11 Nr. 2 bis 9 genannten 
Zwecke" durch die Worte „die Zwecke des § 11 
Nr., 2 bis 9" zu ersetzen. Außerdem müßte zur 
Vervollständigung neben § 24 auch der durch 


das Gesetz neugeschaffene § 24 c des Straßen- 
verkehrsgesetzes zitiert werden. 

17. § 23 Abs. 1 und 2 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

18. § 27 Abs. 1 Nr. 3 (§ 26 a StVG) 

Die Anregung des Bundesrates wird im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungs Verfahrens geprüft 
werden. 

19. § 27 Abs. 1 Nr. 3 (§ 26 a StVG) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird unter dem 
Vorbehalt zugestimmt, daß er nicht aufgrund 
einer weitergehenden Neufassung der Vorschrift 
als Ergebnis der unter 18. zugesagten Prüfung 
gegenstandslos wird. 

20. § 28 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

21. §29 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Jedoch wird empfohlen, wie folgt zu 
formulieren: 

„, mit Ausnahme der §§ 24, 25 Abs. 2 und § 27 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 3, die ". 
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